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Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, 
nach rund zwei Wochen im Amt des Bundes-
vorsitzenden unserer Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) stelle ich fest: Meine Zeit in Berlin 
bis jetzt ist aufregend, arbeitsintensiv und 
mit dem Willen, erfolgreich zu sein, verbun-
den. An meiner Seite steht das Team des neu-
en Geschäftsführenden Bundesvorstandes 
(GBV), und wir wollen anpacken. Das Mot-
to unseres vergangenen Bundeskongresses 
„Für uns. Für morgen“ ist uns nach wie vor 
präsent – und uns eine Verpflichtung. Vor 
diesem Hintergrund, aktiv und unterwegs 
zu sein, ist der Maßstab, an dem wir uns 
messen lassen wollen. 

Wir brauchen jedoch auch Eure Hilfe und 
Unterstützung, wenn unsere GdP ihre Pow-
er voll und ganz auf die Straße bringen soll. 
Anfang Oktober ist schon ein guter Zeit-
punkt für einen ordentlichen Kickstart. Der 
1.10. ist der traditionelle Einstellungstag bei 
den Polizeien der Länder und des Bundes. 
Lasst uns jedoch nicht nur an diesem, son-
dern an jedem Tag deutlich machen, warum 
unsere GdP die einzige Alternative der ge-
werkschaftlichen Arbeitnehmervertretung 

für Polizeibeschäftigte hierzulande ist. Wir 
haben wirklich etwas zu bieten, wo andere 
ihre Praxisferne hinter vollmundigen Sprü-
chen verstecken und oft als Billigheimer und 
Kopisten auftreten. 

Der Oktober ist auch in anderer Hinsicht 
ein besonderer Monat. Als Deutsche feiern 
wir die Einheit, und wir laden andere ein, 
sich mit uns gemeinsam an der Überwin-
dung der Teilung zu erfreuen. In diesem Jahr 
werden die Feierlichkeiten jedoch von den 
Schicksalen und den Wirkungen angesichts 
des rücksichtslosen Angriffs Russlands auf 
die Ukraine überschattet. Eine Begleiter-
scheinung dessen ist das spürbare Knir-
schen an den Bruchkanten der tektonischen 
Platten unserer Gesellschaft. An der einen 
oder anderen Stelle sind bereits Spalten er-
kennbar, und es gibt Kräfte im politischen 
Raum, wie auch darüber hinaus, die dies be-
fördern und aktiv den Hebel ansetzen. 

Insbesondere fällt mir dabei eine Partei 
ins Auge, von der wir uns im März 2021 als 
GdP glasklar distanziert haben. Dafür bin 

ich meinen Vorgängerinnen und Vorgän-
gern sehr dankbar. „Was haben wir mit de-
nen zu besprechen“, fragte beim GdP-Bun-
deskongress 2018 mein jetziger Kollege im 
GBV Sven Hüber zurecht und gab im glei-
chen Atemzug auch die richtige Antwort da-
rauf: „Gar nichts.“ Und dabei bleibt es.

Ungewissheit ist Berufsalltag einer Po-
lizistin oder eines Polizisten. Daran haben 
wir uns gewöhnt. Wir wissen oft nicht, was 
uns erwartet, doch haben wir einen Plan, 
wie wir mit der Lage umzugehen haben. Die 
Professionalität, mit der wir mit Menschen 
und Situationen umgehen, sucht seines-
gleichen. Unterstützt werden wir dabei von 
einer sorgfältig und akribisch arbeitenden 
Verwaltung, die, und das konnten wir wäh-
rend der Coronaphase erleben, ebenso tat-
kräftig wie kreativ sein kann. Und doch hat 
die Ungewissheit des kommenden Herbstes 
einen besonderen Charakter. Wir dürfen we-
der als Polizei noch als GdP den Entwick-
lungen nur als Zuschauende begegnen. Wir 

Innenleben
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müssen Gestaltende sein. Das ist eine Her-
ausforderung, die wir bereits angenommen 
haben. 

Landläufig sagt man, es seien dicke Bret-
ter zu bohren, wenn es schwierig zu werden 
scheint, etwas durchzusetzen. Lasst uns kon-
kret werden. Die Flutkatastrophe an der Erft 
und im Ahrtal hat uns teils dramatisch auf-
gezeigt, an welchen Stellen die Sicherheits-
behörden nicht gut genug aufgestellt waren. 
Die Politik des schon fast exzessiven Ausglie-
derns wieder einzufangen, wird eines dieser 
massiven, dicken Bretter sein, bei dem mehr 
als ein Handbohrer notwendig sein wird, 
sondern größeres Gerät. 

Ein zweites: Die erschütternden Morde 
von Kusel haben uns auf tragische Weise 
vor Augen geführt, dass die Absicherung 
unserer Kolleginnen und Kollegen hierzu-
lande höchst unterschiedlich ist. Da müs-
sen wir ran!

Noch ein Schulterblick auf die schlep-
pende Digitalisierung. In dieser Ausgabe 
beschreibt unser niedersächsische Kollege 
Oliver Stock Wege für eine „besser-digitale” 
Polizei. Eine Polizei, die funktionierende di-
gitale Unterstützung erfährt und das Digita-
le nicht als Last empfindet. 

Auch an dieser Stelle werden wir, unter-
stützt von einem Fachgremium aus Digital-
expertinnen und -experten, weiter hart am 
Wind segeln. 

Mir persönlich geht das alles noch zu 
langsam, vieles ist zu diffus und ein Ende 
nicht absehbar. Wir wollen dabei mithelfen, 
die Digitalisierung voranzutreiben. Das An-
gebot steht. Und es wäre gut und klug, lie-
ße man uns mitmachen. Denn wir schau-

en nicht nur auf die Technik, sondern auch 
auf den Menschen. Beides muss eine Ein-
heit sein. 

Ihr seht, wir haben einiges vor. Auf geht’s.

Jochen Kopelke
Bundesvorsitzender  
der Gewerkschaft der Polizei
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DER SCHEIDENDE GdP-BUNDESVORSITZENDE 

Zwischen unseren  
Werten und denen  
des Grundgesetzes  
passt kein Blatt

„Wie geht es uns, wenn wir daran denken, 
dass Menschen mit Zukunftsängsten, die 
womöglich ihre Lebensverhältnisse bedroht 
sehen, auf die Straße gehen und wir als Po-
lizei dann dazwischenstehen. Wie geht es 
uns als Polizei, die den Rechtsstaat zu ver-
teidigen hat, die die Versammlungsfreiheit 
gewährleisten muss?“ Diese Fragen beschäf-
tigten ihn, sagte Malchow anlässlich des 27. 
Ordentlichen Bundeskongresses der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP).

Er sei am Morgen vor Beginn des Bun-
deskongresses in einem Radio-Interview 
gefragt worden, was die Polizei gegen Un-
ruhen machen würde. Er habe verdeutlicht, 
dass es schädlich sei, Auseinandersetzun-
gen herbeizureden. Es sei indes richtig, als 
Polizei vorbereitet zu sein. Das hätten die 
zahlreichen „Corona-Spaziergänge“ und die 
damit zusammenhängenden polizeilichen 
Einsätze im vergangenen Jahr, verdeutlicht. 
Malchow: „Es gibt Menschen, die zündeln. 

Diesen können und werden wir uns als Ge-
werkschaft konsequent entgegenstellen. Wir 
wollen und werden demonstrieren, dass 
die GdP vollends zu ihren und den in unse-
rem Grundgesetz festgeschriebenen Werten 
steht. Dazwischen passt kein Blatt.“

Malchow appellierte an die Delegier-
ten, die Werte und Ideen der Gewerkschaft 
der Polizei zu festigen und voranzutreiben. 
„Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir tragen 
Verantwortung für 200.000 Mitglieder. Die-
ser großen Verantwortung sind wir gerecht 
geworden und wollen es auch in Zukunft  - 
auch in schlechten und schwierigen Zeiten.“ 

Die GdP sei stark besetzt. Sie bestehe aus 
engagierten, motivierten und fähigen Men-
schen. „Wir sind bis in die kleinsten Un-
tergliederungen sehr gut aufgestellt. Das 
macht uns stark.“ Die GdP, so zeigte sich 
Malchow überzeugt, werde ihre wichtige 
Rolle für eine demokratische und soziale 
Gesellschaft ausfüllen. red I

Energiepreise, Inflation, Arbeitsplätze, Proteste: In den 
letzten Redebeiträgen im Amt des GdP-Bundes-
vorsitzenden thematisierte der scheidende GdP-Chef 
Oliver Malchow die aktuelle politische Lage – auch 
angesichts öffentlicher Mutmaßungen um einen 
vermeintlich „heißen Herbst“.
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Tschüß, liebe Elke!
Elke Gündner-Ede verlässt nach  
16 Jahren den Geschäftsführenden  
GdP-Bundesvorstand. In der DP-
Novemberausgabe wird sie eine  
Bilanz der GdP-Frauen- und 
Gleichstellungspolitik ziehen.
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POLIZEISPORTVEREINE

„Wir sind 
imagefördernd“
Johannes Daxbacher ist seit rund 40 Jahren aktiver Polizeisportler. 
Im Interview gibt der hochdekorierte Judoka Einblicke in einen von 
vielen Polizeisportvereinen in Deutschland. Ein Gespräch über den 
Bau von Brücken, den Abbau von Vorurteilen und Vorbildfunktionen.

Christoph Ruf

DP: Herr Daxbacher, wie finden Sie die 
folgende Definition: „Ein Polizeisportver-
ein ist eine Betriebssportgruppe der Po-
lizei, die sich häufig auch Außenstehen-
den öffnet“?
Johannes Daxbacher: Nicht so gut, das 
klingt ja so, als ob wir nur in Ausnahmefäl-
len Menschen aufnehmen, die nicht bei der 
Polizei arbeiten – was wahrscheinlich auch 
viele Leute glauben. Wo haben Sie das denn 
gefunden?

DP: Bei „Wikipedia“.
Daxbacher: Das stimmt so aber nicht. Neh-
men Sie meinen Verein: Die meisten bei uns 
sind ganz normale Bürger. Wir haben nur 
die Vorgabe, dass die Führungscrew aus ak-
tiven oder ehemaligen Polizisten bestehen 
muss, um den Kontakt zum Hausherrn, dem 
Präsidium der Bayerischen Bereitschaftspo-
lizei zu halten. Ansonsten sind wir für alle 
offen. 

DP: Welche Sportarten bieten Sie in Kö-
nigsbrunn an?
Daxbacher: Schießsport, allerdings nur für 
Erwachsene. Zudem Badminton, Turnen, 
Tischtennis, Leichtathletik und Judo. Wir 
haben Mitglieder aus allen Nationalitäten 
und Schichten, auch Leute, bei denen das 
Sozialamt die Trainingsgebühr übernimmt. 
Vom Zweijährigen beim Mutter-und-Kind-
Turnen bis zur Rentnerin beim Seniorentur-
nen sind alle Altersgruppen vertreten.

DP: Sie selbst sind seit rund 40 Jahren ak-
tiver Polizeisportler. Inwiefern hat sich 
das Selbstverständnis seither geändert? 
Daxbacher: Als ich 1982 anfing, hatten 
wir schon eine funktionierende Jugendar-
beit mit vielen Kontakten in die Zivilgesell-
schaft. Aber es stimmt: Wir haben uns dann 
Stück für Stück immer weiter geöffnet. Wir 
finden, dass wir als Polizeisportverein eine 
Brückenfunktion innehaben, gehen mit aus-
gebreiteten Armen auf die Menschen zu und 
laden sie ein, zu uns zu kommen und Sport 
zu machen. Wir nennen uns auch ganz be-
wusst nicht „PSV“, sondern schreiben die 
Abkürzung aus: „Polizeisportverein Kö-
nigsbrunn.“

DP: Was erhoffen Sie sich davon? 
Daxbacher: Wenn die Medien über unse-
ren Verein berichten – über das Jugendfest, 
sportliche Erfolge, die Freizeiten – fällt die 
Berichterstattung in aller Regel positiv aus. 
Und wenn dann doch mal eine negative 
Schlagzeile zur Polizeiarbeit kommt – zum 
Beispiel, weil ein Einsatz schlecht gelaufen 
ist oder der Blitzer falsch eingestellt war – 
relativiert sich das. 

DP: Polizeisportvereine sind also image-
fördernd für die gesamte Institution? 
Daxbacher: Davon bin ich absolut über-
zeugt. Wobei das natürlich ein wechselsei-
tiger Prozess ist, denn wir alle profitieren ja 
davon, dass die Polizei insgesamt so gut an-

gesehen ist, wie uns das ja auch alle Ran-
kings attestieren. Uns sagen jedenfalls viele 
Eltern, dass sie sich einfach besser fühlen, 
wenn ein Polizist der Trainer ihrer Kinder 
ist. Und es ist auch schon vorgekommen, 
dass Jugendliche, die vorher vielleicht so-
gar das ein oder andere Vorurteil hatten, 
so gute Erfahrungen mit ihrem Trainer von 
der Polizei machen, dass sie sagen: Ich gehe 
jetzt auch zur Polizei. Wir sind auf jeden Fall 
imagefördernd. Ich könnte Ihnen da viele 
Beispiele nennen.

DP: Nur zu.
Daxbacher: Ein Jugendlicher, der bei uns 
aktiv ist, war gerade mit Freunden am See, 
als eine Streife vorfuhr. Alle seine Kumpel 
liefen dann weg, nur er sagte: „Bleibt ste-
hen, wir haben nichts getan, warum sollten 
wir wegrennen?“ Kurz darauf haben dann 
alle gemerkt, dass man vor uns keine Angst 
zu haben braucht. Wir haben in Königs-
brunn 450 Mitglieder. Und ich glaube ein-
fach, dass im Laufe der Jahre nun schon vie-
le Generationen von Mitgliedern, die ja auch 
Multiplikatoren sind, durch uns ein positive-
res Polizeibild bekommen haben. Sonst wür-
den sie ihre Kinder nicht zu uns schicken. 
Und es würde nicht passieren, dass Eltern 
für uns öffentlich Partei ergreifen, wenn sie 
finden, dass wir in einer politischen Debat-
te zu schlecht wegkommen. Wir hatten so-
gar einmal eine Frau bei uns, die im Nach-
hinein sagte, durch das Training bei uns sei 
ihr Leben „gerettet“ worden.

DP: Das klingt dramatisch. Wie meinte sie 
das denn?
Daxbacher: Ich hoffe, dass sie das nur im 
übertragenen Sinne gemeint hat. Als sie zu 
uns kam, war sie jedenfalls mächtig auf der 
schiefen Bahn. Sie hatte es ganz sicher nicht 
leicht im Leben, man hat ihr aber auch nie 
Grenzen gesetzt. Die hat sich dann, als sie 
sich gefangen hatte und selbst Mutter war, 
vorgenommen, dass ihre Kinder all das 
nicht erleben sollten, was sie erlebt hat und 
hat sie zum Judo im Polizeisportverein an-
gemeldet.

DP: Wo sich manchmal auch schon Neun-
jährige als Polizeifans zu erkennen ge-
ben…
Daxbacher: Das ist wirklich eine schöne 
Geschichte. Einmal war ein kleines Mäd-
chen namens Alara noch beim Erwachse-

Titel
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nentraining dabei, weil sie erst danach ab-
geholt wurde. So lange musste sie sich aller-
dings selbst beschäftigen. Und dann hat sie 
dieses Bild gemalt…

DP: Darauf sieht man die Neunjähri-
ge und ihren Trainer, also Sie Herr Dax-
bacher, den sie mit Komplimenten wie 
„nett“ und „mein Vorbild“ versieht. Und 
dann steht da dieser Satz: „Ich möchte 
Polizistin werden, weil ich helfen will.“…   
Daxbacher: Da sagt diese Neunjährige: Ich 
will helfen, und ich will zur Polizei, weil ich 
einen Trainer habe, der Polizist ist… Manch-
mal denke ich, dass die Politik vielleicht 
noch nicht umfassend erkannt hat, welche 
wichtige gesellschaftliche Funktion die Po-
lizeisportvereine haben.

DP: Wie viele Ihrer Kolleginnen und Kol-
legen klagen Sie darüber, dass der Res-
pekt gegenüber der Uniform abgenom-
men habe. Andererseits finden Sie es 
traurig, wenn Dreijährigen gesagt wird, 
sie bekämen Ärger mit der Polizei, wenn 
sie nicht brav seien. 
Daxbacher: Das stimmt, das ärgert mich 
sehr, wenn Väter oder Mütter so etwas sa-
gen. Die Kinder sollen ja eben keine Angst 
vor uns haben. 

DP: Wo verläuft für Sie die Grenze zwi-
schen Angst und Respekt, und was hat 
sie mit Polizeisportvereinen zu tun?
Daxbacher: Die meisten Trainer sind vom 
Alter her nicht so weit weg von den Jugend-
lichen, die nehmen den Trainer als jeman-
den wahr, der ihnen hilft, der ihre Sprache 
spricht. Sport – das gilt natürlich für jeden 
Sportverein – vermittelt derweil, dass es Sie-
ge und Niederlagen gibt und daran nicht im-
mer die anderen schuld sind. Wer das ver-
standen hat, fühlt sich dann vielleicht auch 
nicht ungerecht behandelt, wenn er beim 
Schwarzfahren erwischt wird, sondern sieht 
ein, dass er einen Fehler gemacht hat.      

DP: Ihr Plädoyer für die Brückenfunkti-
on der Polizeisportvereine würden wohl 
nicht alle unterschreiben. Wie argumen-
tieren denn diejenigen Polizistinnen und 
Polizisten, die das anders sehen als Sie? 
Daxbacher: Zum einen damit, dass Men-
schen, die dem Staat und der Polizei kritisch 
gegenüberstehen, eh nicht zu uns kommen 
würden. Und dass wir uns noch mehr zu-

sätzliche Arbeit aufhalsen. Was natürlich 
stimmt, aber es ist eben Zeit, die gut inves-
tiert ist. Naja, wer Gründe sucht, findet die 
auch.

DP: Brücken bauen Sie ja nicht nur inner-
halb der Gesellschaft, sondern auch in-
ternational. Wie kam es denn zu Ihrem 
Engagement in Afrika? 
Daxbacher: 2009 kam ein in Berlin woh-
nender äthiopischer Judoka mit der Frage 
auf mich zu, ob ich nicht bei der Gründung 
eines Verbandes in seinem Heimatland hel-
fen könne. Ehrenamtlich natürlich, denn 
es gäbe kein Geld. Meine Frau, die bei uns 
im Verein selbst Judo-Trainerin ist, hat mir 
aber grünes Licht gegeben. Ich muss zuge-
ben, dass ich mir damals vieles leichter vor-
gestellt hätte. 

DP: Was meinen Sie?
Daxbacher: Es kam eigentlich nie vor, dass 
ich beim zweiten Besuch noch den gleichen 
Ansprechpartner hatte. Die Korruption er-
schwert alles, und leider gibt es in Äthiopi-
en gerade wieder hunderte Tote wegen eth-
nischer Konflikte. Es gab aber auch hier-
zulande viele unnötige Probleme, wo es 
einfach darum gegangen wäre zu helfen. 
Und trotzdem lohnt sich unsere Arbeit trotz 
aller Frustrationen und Widrigkeiten. Wir 
haben beispielsweise in Äthiopien Judotrai-
ner ausbilden können und schon mehrfach 
containerweise Trainingsgerät in den Sene-
gal, nach Äthiopien, Myanmar oder Südaf-
rika gebracht. Über die Jahre sind da viele 
Freundschaften entstanden.

DP: Vielen Dank für das Gespräch.
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Das geht runter wie Öl: Sportlerin Alara bedankte sich bei Johannes 
Daxbacher mit diesem Bild.
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 „Wir finden, dass wir als Polizeisportverein eine 
Brückenfunktion innehaben, gehen mit ausgebreiteten 
Armen auf die Menschen zu und laden sie ein, zu uns zu 
kommen und Sport zu machen.
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Die kriegen hier  
alle mehr 
Selbstbewusststein
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DP-Autor Christoph Ruf hat sich in einem  
Polizeisportverein umgeschaut. Samthandschuhe  
waren dort wahrlich die Ausnahme.

Christoph Ruf

Im Karlsruher Polizeisportverein sind nur 
noch wenige Polizisten organisiert. Es ist 
einer von diesen brüllend heißen Som-

mertagen, wie es sie 2022 dutzendfach im Ba-
dischen gab: 35 Grad zeigt das Thermometer 
heute an. Und das um 18 Uhr. Jörn Masuch, 
der in den nächsten eineinhalb Stunden das 
Boxtraining beim Polizeisportverein Karls-
ruhe leiten wird, ist angesichts der klimati-
schen Verhältnisse ganz zufrieden mit dem 
heutigen Trainingsbesuch: 140 Personen 
sind in der Box-Abteilung registriert, fast 40 
davon sind heute zum Training gekommen. 
Und die wissen, dass sie jetzt ins Schwitzen 
kommen werden.

Während ein Mittzwanziger zusammen 
mit ein paar anderen minutenlang seil-
springt, machen andere Sit-ups, ein Mäd-
chen im Teenager-Alter hält den Rücken 
brettgerade in der Horizontalen – und macht 
gefühlt hundert einarmige Liegestützen.

„Unsere Abteilung ist zuletzt stark ge-
wachsen“, freut sich Masuch, der selbst erst 
als 36-Jähriger zum Boxsport kam. Doch 
seither hat ihn die Faszination des Sports 
nicht mehr verlassen. Zuschlagen kann je-
der, findet er. Aber darum geht es nicht. Im 
Idealfall, sagt Masuch, ist Boxen eine ein-
zige, traumwandlerisch-intuitiv vollführ-
te runde Bewegung, ein Zusammenspiel, 
aus Technik, Koordination und Kraft. Ge-
gen Ende des Trainings, im improvisierten 
Sparring, werden zwei etwa Gleichaltrige, 
ein Junge und ein Mädchen, zeigen, was sie 
in den vergangenen Jahren gelernt haben. 
Und das sieht beeindruckend aus.

„Die kriegen hier alle mehr Selbstbe-
wusstsein“, sagt Masuch und berichtet von 
einem Mädchen – der Frauenanteil liegt hier 
mit steigender Tendenz bei etwa 20 Prozent 
– die anfangs jeden Blickkontakt vermied 
und über Wochen immer wieder aufgefor-
dert werden musste, „den Sandsack nicht zu 
streicheln, wenn es hieß, sie solle fest zu-
schlagen“. Heute ist sie eine der besten Bo-
xerinnen, „ein großes Bewegungstalent“, 

Antwort gibt: „Äh, also heute ist hier keiner, 
aber am Dienstag kommt einer, der ist mei-
nes Wissens im Polizeidienst.“

PSV aus vollster Überzeugung

Attila Horvat ist Vorstandsmitglied beim 
PSV und nicht nur aufgrund seiner Schlag-
fertigkeit bestens geeignet, um den Ver-
ein kompetent vorzustellen. Schließlich 
schreibt er gerade in diversen Nachtschich-
ten die Chronik zum 100-jährigen Vereins-
jubiläum, das der Verein im Dezember be-
gehen wird. Im Hauptberuf leitet er die 
Volkshochschule im südlich von Karlsru-
he gelegenen Ettlingen und muss erst mal 
herzlich lachen, als er hört, dass man ei-
gentlich davon ausgegangen war, einen Po-
lizisten als Gesprächspartner zu haben. „Ich 
bin übers Fechten zum PSV gekommen und 
seit Mitte der Neunziger im Vorstand“, be-
richtet er. Schon damals seien höchstens 20 
Prozent der Mitglieder bei der Polizei gewe-
sen. Im Laufe der Jahre sei die Quote weiter 
gesunken. „Die älteren Mitglieder erzählen 
aber immer gerne, wie es früher war. Noch 
in den Sechzigern gab es beim Dienstantritt 
auf dem Revier noch zwei zusätzliche For-
mulare zum Ausfüllen. Eines für den Beitritt 
zur Gewerkschaft und eines für den Polizei-
sportverein. Und man tat wohl gut daran, 
beide zu unterschreiben.“

Nun, anno 2022, sei kein einziger aktiver 
Polizist mehr im Vorstand, obwohl man es 
gerne gesehen hätte, wenn jemand kandi-
diert hätte. „Heute würde ich uns als moder-
nen Großsportverein mit Polizeigeschichte 
beschreiben“. Doch das, so Horvat, bedeute 
nicht, dass man die drei Buchstaben P-S-V 
nicht aus vollster Überzeugung trage. Zum 
einen herrsche eine inhaltliche Kontinuität, 
„Kampfsport und Selbstverteidigung sind 
unsere DNA geblieben“, sagt Horvat und 
verweist darauf, dass in den ersten Jahr-
zehnten der Vereinsgeschichte, als der PSV 
de facto die Betriebssportgruppe der Polizei 
gewesen sei, natürlich vor allem Sportarten 
angeboten wurden, die einen Bezug zur be-
ruflichen Praxis hatten oder der Selbstver-
teidigung dienten: Judo, Ringen, Boxen oder 
Schwimmen beispielsweise. Heute bietet 
man den rund 2.000 Mitgliedern 16 Sportar-
ten an, aber dass Masuchs Boxabteilung so 
gut frequentiert ist, ist kein Zufall. Abgese-
hen von Reha-Sport und einigen Ballsport-

 „  
Wer hier hochfährt  

und sich nach Regeln 
verprügelt, braucht in  

der Straßenbahn keine  
kurze Zündschnur mehr,  

um seinen Körper  
zu spüren.

wie der Trainer weiß, der großen Wert dar-
auf legt, dass man hier nichts mit den Gyms 
zu tun haben will, die „nach den Wertmaß-
stäben von weiß Gott welchem Jahrhundert 
arbeiten“.

Einer seiner heutigen Schüler kommt 
aus solch einem Gym. Da wurde er als Ini- 
tiationsritus erst mal eine Viertelstunde 
im Ring verprügelt. „Wenn er danach wie-
derkommt, ist er ein Guter“, habe es da ge-
heißen. Masuch schüttelt den Kopf. Tumbe 
Schläger – so viel zur Werteorientierung – 
wollen sie hier nicht. Denn Boxen ist für ihn 
vieles, aber nicht hirnlose Gewalt: „Wer hier 
hochfährt und sich nach Regeln verprügelt, 
braucht in der Straßenbahn keine kurze 
Zündschnur mehr, um seinen Körper zu spü-
ren“, weiß Masuch, der auf die eher neben-
bei gestellte Frage nach der Polizistenquote 
in der Trainingsgruppe eine überraschende 
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arten sind fast alle Sparten aus dem Bereich 
„Kampfsport und Selbstbehauptung“, dar-
unter auch Brazilian Jiu-Jitsu, das in der Re-
gion sonst kaum irgendwo angeboten wird. 

Barrieren abtragen – Brücken 
bauen

Insgesamt 30 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter arbeiten heute beim PSV, der 70 Trai-
ner beschäftigt und auch dank des Fitness-
studios auf eine Million Euro Jahresumsatz 
kommt. Die im Laufe der Jahrzehnte immer 
weitergehende Öffnung des Vereines habe 
natürlich auch einen kommerziellen Hin-
tergrund, sagt Horvat. Doch dass man kos-
tendeckend arbeiten müsse, sei nicht der 
Hauptgrund dafür gewesen, dass schon 
längst (wenige) Polizisten und (viele) Nicht-
Polizisten zusammen trainierten: „Dahinter 
stand vor allem das Anliegen, die Barrieren 
zwischen Polizei und dem Rest der Gesell-
schaft abzutragen und Brücken zu bauen.“ 
Und das, so Horvat, sei definitiv gelungen. 
„Wir hören oft von Eltern, dass sie ihre Kin-
der ganz bewusst zum Boxtraining beim 
Polizeisportverein schicken. Damit assozi-
iert man eben doch etwas anderes als mit 
einem Etablissement, das ‚American-Staf-
ford-Fighting-Gym‘ oder so ähnlich heißt“.  I

Titel

POLIZEISPORTVEREINE ALS BRÜCKE IN DIE ZIVILGESELLSCHAFT

Sport verbindet  
und integriert
Seit jeher spielen Sport und die Sportförderung bei der Polizei eine große Rolle. 
Dies sollten zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Polizeisportvereine (PSV) 
unterstützen. Mit den Jahren öffneten sie sich für alle Berufsgruppen und bieten 
eine Vielzahl von Breitensportarten an. Ihre Botschaft: Polizistinnen und Polizisten 
sollen der Bevölkerung nicht nur als „Freund und Helfer“ in Gefahrensituationen 
zur Seite stehen. Sie können auch als Sportkameraden dazu beitragen, Vorurteile 
und Hemmschwellen gegenüber der Staatsgewalt abzubauen. Frank Schemmer 
ist seit 17 Jahren Vorsitzender des PSV Unna, einem der mehr als 160 
Polizeisportvereine in Deutschland, sowie aktueller Geschäftsführer des 
Deutschen Polizeisportkuratoriums (DPSK). Im DP-Gespräch erklärt er, was den 
Polizeisport für ihn so besonders macht.

Kristina Franke

Die Polizei als Marke

Polizeisportvereine schauen auf eine lan-
ge Tradition zurück. Viele wurden bereits 
in den 1920er-Jahren von Sportgruppen der 
Polizei gegründet. Im Laufe der Jahre ha-
ben sich die Schwerpunkte mehr und mehr 
vom Leistungssport zum Breitensport ver-
lagert. Außerdem bieten nahezu alle Poli-
zeisportvereine ihre Sportangebote mittler-
weile nicht nur Polizeiangehörigen, sondern 
auch Außenstehenden an. Bundesweit exis-
tieren heute 163 Vereine mit insgesamt rund 
180.000 Mitgliedern. Die große Mehrheit sind 
davon inzwischen Normalbürgerinnen und 
-bürger. „Polizeisportvereine unterschei-
den sich heutzutage nicht mehr großartig 
von anderen Sportvereinen“, erklärt Frank 
Schemmer. „Sie bieten die gleichen Sport-
angebote an wie andere Vereine auch, dar-
unter Fußball, Handball, Badminton, Vol-
leyball, Leichtathletik Judo oder Turnen.“ 
Manchmal gehören aber auch ausgefallene 
Sportarten wie American Football, Ultima-
te Frisbee, Segeln (Sportvereinigung Polizei 
Hamburg) oder Schwertkampf (Polizeisport-
verein Bielefeld) zum Programm. Eine Reihe 
von Angeboten richten sich gezielt an Kinder 
und Jugendliche. Bei vielen Polizeisportver-

einen gehören auch Selbstbehauptungs- und 
Selbstverteidigungskurse vor allem für Frau-
en, Kinder oder Senioren zum Angebot. Ziel 
ist es, das Selbstvertrauen und das Körper-
bewusstsein der Trainierenden zu stärken. In 
den Kursen werden außerdem Methoden und 
Techniken vermittelt, wie man sich selbst vor 
Angriffen schützen kann. Einen entscheiden-
den Unterschied zu gewöhnlichen Sportver-
einen gibt es für Frank Schemmer jedoch: 
„Auch wenn heute überwiegend Bürgerin-
nen und Bürger in den Polizeisportvereinen 
trainieren, profitieren die Mitglieder immer 
von der direkten Nähe zu den Polizeibehör-
den. Allein schon der Begriff „Polizei“ im Ver-
einsnamen hat in der Öffentlichkeit eine her-
ausragende Wirkung.“

Fit für den Beruf durch Sport

Da der Polizeiberuf hohe Anforderungen an 
die physische und psychische Belastbarkeit 
stellt, ist es für Polizistinnen und Polizisten 
besonders wichtig, regelmäßig Sport zu trei-
ben und fit zu bleiben. „Die Sportangebote 
in unseren Vereinen helfen den Kollegin-
nen und Kollegen in den Bereichen, wo in 
ihrem Arbeitsalltag Schnelligkeit, Ausdau-
er und Kraft gefordert ist“, so Schemmer. 
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Chef im Ring: Jörn Masuch leitet das Box-
training im Polizeisportverein Karlsruhe.
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„Und zwar nicht nur, um für Großeinsätze 
und Krawalle gewappnet zu sein, sondern 
auch im kleineren Rahmen – beispielswei-
se, um sich körperlich und seelisch auf Fäl-
le von häuslicher Gewalt vorzubereiten.“ 
Außerdem helfe der Sport nach schwieri-
gen Einsätzen auch beim Stressabbau. Die 
verschiedenen Sportarten kommen den Poli-
zistinnen und Polizisten unterschiedlich zu-
gute. Bei den typischen Mannschaftssport-
arten wie Fußball oder Handball sei es vor 
allem der Teamgeist, der gestärkt werde. 
Vom Schwimmen profitieren Polizistinnen 
und Polizisten, die sich häufig im Wasser be-
wegen. „Und bei der Selbstverteidigung wie 
Judo oder Jiu-Jitsu fließen natürlich enorm 
viele Techniken ein, die auch schon in der 
Ausbildung von Polizisten eine wichtige Rol-
le spielen.“

Brücke in die Zivilgesellschaft

Polizeisportvereine bieten Polizeibeamtin-
nen und -beamten also einerseits die Mög-
lichkeit, durch sportliche Betätigung den 
Belastungen ihres Dienstes gerecht zu wer-
den. Hauptsächlich verstehen sich die Verei-
ne jedoch auch als Bindeglied zwischen den 
Bürgern und der Polizei. Denn über das ge-
meinsame Training wird das Verhältnis zwi-
schen den Beamtinnen und Beamten und 

der Zivilgesellschaft nachhaltig verbessert. 
„Ich finde dieses Miteinander, wenn Bür-
gerinnen und Bürger gemeinsam mit Poli-
zistinnen und Polizisten trainieren, enorm 
wichtig“, so Schemmer. „Polizeisportver-
eine erfüllen eine große soziale Aufga-
be, gerade in einer Zeit, die nicht frei von 
Konflikten ist. Sie leisten auch sehr viel im 
Bereich der Integration, etwa um zugewan-
derte Menschen in unsere Gesellschaft hin-
einzuführen.“ Ein Beispiel ist das vom PSV 
Mönchengladbach initiierte und 2020 vom 
nordrhein-westfälischen Innenministeri-
um ausgezeichnete Projekt „Frauen stärken 
Frauen“, ein Selbstbehauptungskurs, der 
sich an Frauen mit Migrationshintergrund 
richtet. Außerdem haben die Polizistinnen 
und Polizisten in den Vereinen eine wich-
tige Vorbildrolle – etwa, wenn sie als Trai-
ner oder Funktionäre den Bürgerinnen und 
Bürgern einen positiven Eindruck vermit-
teln. „Ich habe letztens noch mit einem Kol-
legen aus Bayern gesprochen, der ein Bild 
von einer jungen Teilnehmerin aus seinem 
Selbstverteidigungskurs geschenkt bekom-
men hat“, erinnert sich Schemmer. Sein tol-
les und positives Auftreten als Trainer habe 
dazu geführt, dass das Mädchen später auf 
jeden Fall Polizistin werden möchte. „Solche 
Momente gibt es immer wieder mal und be-
weisen uns, dass unsere Vereine eine wert-
volle Brücke in die Zivilgesellschaft sind.“ I

Das Deutsche Polizeisportkuratorium 

Seit mehr als 70 Jahren gibt es das Deutsche 
Polizeisportkuratorium (DPSK), die Dachorga-
nisation des Polizeisports in Deutschland. Das 
DPSK wurde am 3. November 1949 in Frankfurt 
am Main mit dem Ziel gegründet, die körperli-
che Leistungsfähigkeit von Polizistinnen und 
Polizisten zu fördern und den Polizeisport bun-
desweit wieder nach vorne zu bringen. Das Ku-
ratorium setzt sich aus den Polizeisportbeauf-
tragten des Bundes und der Länder zusammen 
und wird durch einen selbstgewählten Vorstand 
geführt, dem eine Geschäftsstelle und ein Fach-
ausschuss zur Seite stehen. Eine wichtige Auf-
gabe des DPSK ist es, Bund und Länder bei der 
Durchführung des Dienstsports und Gesund-
heits- beziehungsweise Präventionssports 
zu beraten und zu unterstützen. Im Spitzen-
sport führte das DPSK erstmals im Jahr 1950 
die Deutschen Polizeimeisterschaften (DPM) 
in den Sportarten Skilauf, Boxen, Schwim-
men und Retten, Handball, Leichtathletik so-
wie Mehrkampf durch. Heute werden die DPM 
in insgesamt neun Sportarten veranstaltet. Im 
Bereich der Europäischen Polizeimeisterschaf-
ten (EPM) ist das DPSK außerdem dafür zustän-
dig, eine Auswahl für die deutsche Polizeinati-
onalmannschaft zusammenzustellen, vorzube-
reiten und bei den EPM zu begleiten. Das DPSK 
zählt zu den herausragenden Nationen. In die-
sem Jahr wurden die Frauen im Fußball zum drit-
ten Mal in Folge europäische Polizeimeisterin-
nen, gewann die Basketballer die Silbermedaille 
und die TennisspielerInnen bei der EPM Tennis 
in Münster 10 von 15 Medaillen.

DAS PERFEKTE LICHT
FÜR JEDEN EINSATZ
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Im Detail

DIGITALE ASSISTENTEN

Die nächste  
Generation der 
Vorgangs- 
bearbeitung

Nach der Zielsetzung der „Saarbrü-
cker Agenda" vom 30. November 2016 
zur Schaffung einer „gemeinsamen, 

modernen und einheitlichen Informations-
architektur soll jede Polizistin und jeder 
Polizist nach Maßgabe der rechtlichen Rah-
menbedingungen jederzeit und überall Zu-
griff auf diejenigen Informationen erhalten, 
die für die Aufgabenerfüllung erforderlich 
sind“. Das ist eine absolut nachvollziehbare 
Perspektive, denn die siloartigen und in der 
Regel nicht kompatiblen Bestandslösungen 
der Teilnehmenden im Programm Polizei 
20/20 (P20) genügen den Herausforderun-
gen an eine moderne und leistungsfähige 
IT-Struktur der Sicherheitsbehörden schon 
länger nicht mehr. Nach rund fünf Jahren 
sind jedoch bislang kaum spürbare Verbes-

serungen für die Kolleginnen und Kollegen 
festzustellen. 

Dabei führten die vor 21 Jahren von ei-
ner Gruppe von Software-Entwicklern ver-
fassten Verhaltensprinzipen und Regeln 
des sogenannten agilen Manifestes zu ei-
nem deutlichen Perspektivwechsel bei der 
Entwicklung von Softwarelösungen. Dessen 
Werteprinzipien und Thesen stehen für eine 
heute in vielen Unternehmen standardmä-
ßig adaptierte, bessere und individuellere 
Softwareentwicklung. 

Von moderner Softwareentwicklung und 
-nutzung ist man in P20 gegenwärtig indes 
weit entfernt. Warum? Schwierige Abstim-
mungsprozesse unter den Teilnehmenden 
sowie langwierige Basisarbeiten bei der 
Vorbereitung neuer gemeinsamer digitaler 

Werkzeuge beanspruchen sehr viel, ja sogar 
zu viel Zeit.

Falsche Weichenstellung

Entgegen der sich bereits damals abzeich-
nenden digitalen Herausforderungen, wur-
den in den vergangenen Jahrzehnten in den 
meisten Polizeien hierzulande polizeiinter-
ne Softwareentwicklerinnen und -entwick-
ler sowie IT-Expertinnen und IT-Experten 
stark reduziert. Insbesondere bei der Büro-
kommunikation oder auch in der Digitalfo-
rensik setzte man auf Standardprodukte der 
Softwareindustrie. Fachspezifische Polizei-
IT wurde weder innovativ noch konsequent 
weiterentwickelt. Das Ergebnis: Die Polizei 
steht heute der Dynamik der rasanten Digi-
talisierung aller Arbeitsbereiche ohne aus-
reichendes IT-Know-how gegenüber – ein 
klarer Nachteil für die digitale Transforma-
tion. 

Eine weitere Hürde: Digitalisierung be-
deutet offenbar noch vielfach, bisherige 
analoge Abläufe digital nachzubauen. Statt-
dessen sollten Prozesse neu, mit moderner 
Technologie, übergreifend durchdacht und 
frisch modelliert werden. Um dies bei den 
Strafverfolgungsbehörden Wirklichkeit wer-
den zu lassen, braucht es jedoch ein grund-
legend verändertes Verständnis für den 
Einsatz moderner Technologien wie Cloud-
Computing, Data-Analytics, Künstliche In-
telligenz, digitale Assistenz, Social-Media-
Anwendungen und die Ausstattung mit 
mobilen Endgeräten. Und in der Aus- und 
Fortbildung oder an Tatorten wird zudem 
der Einsatz von Augmented Reality (AR) 
oder Virtual Reality (VR) immer bedeutsa-
mer. Digital werden heißt, die Technologien 
mit neuen kreativen und möglichst übergrei-
fenden Prozessmodellen zu kombinieren. 

Der Anfang Juli 2022 vorgelegte Entwurf 
einer Digitalstrategie der Bundesregierung 
kann damit kaum aufwarten, eine digitale 
Strategie der Polizei findet dort im Übrigen 
noch nicht einmal Erwähnung. 

Mehrwerte erzeugen

Die GdP hat in ihrem Positionspapier das 
Thema „Digitale Assistenten“ gleich mehr-
fach aufgegriffen. Diese digitalen Kollegen 
verfügen über ein herausragendes Potenzi-

DP-Autor Oliver Stock erläutert, warum und wie innovative  
digitale Assistenten die polizeiliche Arbeit verändern –  
die Vorgangsbearbeitung der nächsten Generation.

Oliver Stock
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Zu den Werteprinzipien des  
„Agilen Manifestes“ gehören:

•  Individuen und Interaktionen 
sind mehr als Prozesse und 
Werkzeuge.

•  Funktionierende Software  
ist mehr als umfassende  
Dokumentation.

•  Zusammenarbeit mit dem  
Kunden ist mehr als eine  
Vertragsverhandlung.

•  Reagieren auf Veränderung ist 
mehr als das Befolgen eines 
Plans.

 

al zur Unterstützung ihrer analogen Gegen-
über. Darüber hinaus bieten praxisnahe 
Assistenten eine deutliche Arbeitserleich-
terung gegenüber einem vergleichsweise 
starren Vorgangsbearbeitungssystem. Dazu 
heißt es:

„Die künftige Vorgangsbearbeitung ist 
modular und als ‚Drehscheibe’ der poli-
zeilich bewerteten Informationen zu kon-
zipieren. Mit dem Fachverfahren müssen 
grundsätzlich alle Vorgangsarten bearbei-
tet werden können, insbesondere sind offe-
ne Schnittstellen für Assistenzprozesse im 
Sinne einer Vorgangsbearbeitung der nächs-
ten Generation zu gewährleisten. Hierfür ist 
der Bereich Innovation im Programm Polizei 
20/20 zu stärken.“

Wir alle sind den Umgang mit digitalen 
Assistenten aus Abläufen beim Online-Ein-
kauf oder dem Online-Banking gewohnt. 
Diese Anwendungen sind für die Nutzerin-
nen und Nutzer nicht sonderlich kompli-
ziert, auch wenn im Hintergrund sehr um-
fassende Datenanalysen bei den Anbietern 
durchgeführt werden. Für den Nutzer an-
spruchsvoller ist dagegen schon die beim 
Steuerportal Elster assistierte Steuererklä-
rung. Polizeiliche Arbeitsprozesse sind häu-
fig noch vielschichtiger. Sie müssen zudem 
mit komplexen analytischen Servicefunkti-
onen ausgestattet sein, um Nutzer-Mehrwer-
te zu erzeugen. 

Erste digitale Assistenten befinden sich 
bereits bei mehreren Polizeien im Einsatz, 

zum Beispiel die Fahndungs-App der Bun-
despolizei oder die digitale Unterstützung 
der mobilen Aufnahme von Verkehrsunfäl-
len, Straftaten oder anderen polizeilichen 
Ereignissen in Rheinland-Pfalz und dem 
Saarland.

In der Polizei Niedersachsen wurde eben-
falls ein erster digitaler Assistent entwickelt, 
der „Cyberguide“. Anlass für dessen Aufbau 
waren zahlreiche Unzulänglichkeiten bei 
der Aufnahme von Strafanzeigen bei Inter-
netkriminalität. Fehlerhafte Anzeigenauf-
nahmen aufgrund der Vielfalt von Delikten, 
dynamischer Tatbegehungsweisen oder der 
fehlenden Erkennbarkeit von Tathandlun-
gen in der virtuellen Welt führen bis heu-
te zu einem kaum noch zu bewältigenden 
Mehraufwand bei der späteren Sachbearbei-
tung. Mit dem entwickelten System konnten 
im Cyberguide Fach-, Prozess- und Organi-
sationswissen in einem intelligenten Anzei-
geassistenten vereint werden.

Zeitgemäße Unterstützung

Während digitale Assistenten überwiegend 
für den jeweiligen Anwendungsfall spezi-
ell programmiert werden müssen, setzt die 
Polizei Niedersachsen auf eine Technolo-
gie nach dem Systembaukasten-Prinzip auf 
Basis des Standards „Business Process Ma-
nagement and Notation (BPMN 2.0)“. Das 
Arbeitswerkzeug für die Entwicklung und 
Pflege der Assistenten sind Prozessmodelle, 
die mit den verfügbaren Modellbausteinen 
(Prozesselementen) erstellt werden. Die ein-
gesetzte BPMN-Software erlaubt die Model-
lierung zahlreicher unterschiedlicher Assis-
tenten für diverse polizeiliche Arbeitsfelder.

Schon bei der Suche nach geeigneten 
Softwaretools war den Entwicklern klar, 
dass sich der Mehrwert digitaler Assistenz 
nicht auf die Bearbeitung von Cybercrime-
Anzeigen beschränken würde. Auch in zahl-
reichen weiteren Bereichen muss teils sehr 
spezielles Wissen direkt in die Arbeitspro-
zesse der Kolleginnen und Kollegen einflie-
ßen. Fortbildung allein reicht da nicht mehr. 

Und die Optionen sind vielfältig: im 
Staatsschutz mit einem „Staatsschutz-
Guide“, bei der Vermögensabschöpfung 
mit einem „Finanz-Guide“, bei der Unfall- 
oder Tatortaufnahme mit einem „Aufnah-
me-Guide“ oder spezialisierte Kontrollas-
sistenten.

Der Assistent stellt den Anwendenden die 
richtigen Fragen, ordnet daraufhin die Ant-
worten, erstellt Dokumente und überführt 
die erforderlichen Informationen in das poli-
zeiliche Vorgangsbearbeitungssystem. Skiz-
ziert man eine digitale Bearbeitungsstraße 
über mehrere Arbeitsbereiche hinweg, so 
könnten verschiedenste Akteure mit digi-
talen Assistenten bereichsübergreifend ge-
meinsam arbeiten und kommunizieren. 

Künftig würden Bürgerinnen und Bür-
ger die Anzeige direkt in einem intelligen-
ten digitalen Assistenten erstatten. Die Po-
lizei kann diese Informationen unmittelbar 
weiterverarbeiten und dabei weitere unter-
stützende Assistenzfunktionen nutzen. In-
formationen fließen dabei zurück an die An-
zeigenden wie an Staatsanwaltschaften so-
wie in die jeweiligen IT-Systeme der Polizei. 

Der erste seiner Art

Um eine möglichst offene Systemstruktur 
zu schaffen, wurde zunächst das Grundsys-
tem für die Entwicklung digitaler Assisten-
ten und anschließend der Prototyp des Cy-
berguide entwickelt. Die Komplexität von 
Anzeigenaufnahmen bei Cybercrime-Delik-
ten boten sich an, weil in der Praxis häufig 
zahlreiche Bearbeitungsschritte wie Sofort-
maßnahmen zur Sicherung von Finanzflüs-
sen oder andere flüchtige Daten nicht er-
kannt und in der Folge auch nicht rechtzeitig 
umgesetzt werden. Dies führt bei der spä-
teren Bearbeitung zu aufwändigen Nacher-
mittlungen, die bei Geschädigten nicht un-

 „Künftig würden Bürgerinnen und Bürger die Anzeige 
direkt in einem intelligenten digitalen Assistenten 
erstatten, die Polizei kann diese Informationen 
unmittelbar weiterverarbeiten und dabei weitere 
unterstützende Assistenzfunktionen nutzen.
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DP-Autor Oliver Stock
ist vom Landesbezirk Niedersachsen ent-
sandtes Mitglied der IT-Kommission der GdP 
Bund. Als Referent für Cybercrime sowie Finanz-
kriminalität arbeitet er im niedersächsischen 
Innenministerium und begleitet verschiedene 
digitale Projekte der Landespolizei.

POLIZIST IN DER ARKTIS KANADAS

Ein junger Einwanderer wurde 1922 für zwei Jahre
in die menschenleere Hocharktis versetzt, um
RCMP - Aussenposten zu errichten. Eine hoch
spannende und faszinierende Geschichte.

Taschenbuch, Hardcover oder Kindle eBook
Bestellen bei www.amazon.de/dp/B0B8XMMG2Q

Von Herbert Patrick Lee
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bedingt den Eindruck professioneller Bear-
beitung hinterlassen.

Die Informationsmodelle des Cyberguide 
wurden mit einer auf die polizeilichen An-
forderungen angepassten BPMN-Softwa-
re von erfahrenen Fachpraktikerinnen und 
Fachpraktikern modelliert und nach Frei-
gabe automatisiert in der Guide-App be-
reitgestellt. Damit entfällt die jeweilige Ein-
zelprogrammierung jedes Modells. Die mit 
Praktikern besetzten Modellierungsteams 
können ihre Modelle somit schnell und effi-
zient selbst entwickeln und noch schneller 
anpassen. Für künftige Assistenten bräuch-
te es also keine Programmierer mehr, son-
dern modellierende Fachteams, die von ei-
ner zentralen Redaktion eingewiesen und 
unterstützt würden. Allein der Cyberguide 
verfügt in Niedersachsen über 20 Modellie-
rungsteams für diverse Cybercrime-Model-
le. Daran wird mit großem Engagement ge-
arbeitet, was die hohe Akzeptanz und die 
vielen positiven Rückmeldungen bestätigen.

So funktioniert es

Der niedersächsische Cyberguide steht seit 
Juni 2022 jeder Dienststelle zur Verfügung. 
Er arbeitet nicht nur mit Frage- und Ant-
wortlisten, sondern schlägt auch sachver-
haltsbezogene Individualtexte vor. Er lie-
fert beispielsweise bereits nach dem ersten 
Fragen-Antwort-Durchlauf einen Zeugenfra-
gebogen mit ermittlungsrelevanten Fakten 
und leitet den Nutzer damit thematisch auf 
die ergänzenden deliktsspezifischen Fragen 
hin. Der Assistent entwickelt seine Ergebnis-
se aus Informationen, die zuvor von Model-
lierungsteams als sachverhaltsrelevant im 
Prozessmodell hinterlegt wurden. Die An-
wender ergänzen diese Ergebnisse während 
des Prozessdurchlaufs durch Individualein-
gaben sowie durch die vom System im Hin-
tergrund automatisiert ausgelösten Service-
dienste.

Sämtliche Ergebnisvorschläge werden 
im Hintergrund durch das sequenzielle Ein-
sammeln sogenannter BPMN-Textbaustein-
elemente auf den jeweils genutzten Prozess-
pfaden zusammengestellt. 

Durch die offenen Gestaltungsmöglich-
keiten konnten im Assistenten zahlreiche 
weitere Fachthemen implementiert werden, 
zum Beispiel Statistik, Analysen, Präventi-
on oder Belange des Datenschutzes. 

Eine wesentliche Voraussetzung für die 
Akzeptanz war jedoch die automatische 
Überführung der erfassten und sortierten 
Informationen in das Vorgangssystem der 
Polizei. Dieses gewährleistet eine Schnitt-
stelle.

So können sich die Produkte des Assis-
tenten heute bereits sehen lassen: Eine kor-
rekte Deliktseinstufung, die dazugehöri-
gen Daten zur Polizeilichen Kriminalstatis-
tik, ein Ergebnisdokument zum Sachverhalt 
mit Präventionshinweisen für die Anzeigen-
den, ein Ergebnisdokument mit Hinweisen 
für die Sachbearbeitung und die Unterstüt-
zung durch automatische Generierung des 
Zeugenfragebogen mit dem bereits erwähn-
ten Einleitungstext. 

Funktionen folgen

Darüber hinaus werden künftig weitere Text-
bausteinoptionen möglich sein, so für Be-
richtsentwürfe oder Ereignislagemeldungen.

Bekanntermaßen ist auch die Bestim-
mung des Tatorts essenziell für das Festle-
gen der Zuständigkeitsregelungen von Poli-
zei und Staatsanwaltschaft. Eine eindeutige 

Zuweisung anhand der deliktischen Einstu-
fung und der Tatortbestimmung erlaubt es, 
teils sehr kräftezehrende Zuständigkeitsklä-
rungen zu vermeiden. Hierfür wurde bereits 
der erste Schritt zur Automatisierung voll-
zogen. Dafür wird der Handlungsort bezie-
hungsweise der Ort des Schadenseintritts 
und das Bearbeitungszuweisungsraster der 
Polizei Niedersachsen genutzt. Daneben 
gibt es im täglichen Dienst bei der Bestim-
mung der polizeilichen Zuständigkeit weite-
re zu berücksichtigende Faktoren, darunter 
bundesweite oder regionale Sonderregelun-
gen sowie temporäre Zuständigkeiten auf-
grund eines bestimmten Modus Operandi.

In der aktuellen Ausbaustufe kann der Cy-
berguide lediglich die „statischen“ Informa-
tionen entsprechend des Zuständigkeitsras-
ters zuordnen, eine Zuständigkeitsanalyse 
mit „dynamischer“ Berücksichtigung von 
Sonderregelungen ist eine noch zu lösende 
Herausforderung.

Ohne Assistenten droht 
Bearbeitungsinfarkt

Die zunehmende Spezialität und damit ver-
bundene Komplexität polizeilicher Arbeits-
prozesse führen heute zu starken Verunsi-
cherungen bei ungeübten Arbeitsabläufen 
und in der Folge zu teilweise erheblichen 
Qualitätseinbußen durch Mängel in der Be-
arbeitung. Aufgrund immer komplizierterer 
Sachverhalte unter Beachtung zunehmend 
dezidierterer gesetzlicher Regelungen und 
internen Arbeitsanweisungen stehen die 
Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter 
in zahlreichen Bereichen bereits ohne zeit-
aufwendige Nachermittlungen unter gro-
ßem Arbeitsdruck. Die bestehenden Bear-
beitungssysteme bieten dabei kaum große 
Unterstützung.

Mit intelligenten Assistenten können da-
gegen in komplexen Fachprozessen sowohl 
erforderliches Nutzerwissen als auch impli-
zites Prozess- und Organisationswissen mit-
einander verknüpfen werden. Im Ergebnis 
werden Bearbeitungsabläufe schneller und 
qualitativ besser. Damit haben digitale As-
sistenten auch in der Polizei das Potenzial, 
mit ihren Modellen über fachliche Silos hin-
weg zu einem Kernelement der Digitalisie-
rung und damit zur Vorgangsbearbeitung 
der nächsten Generation zu werden. I

In der DP-Augustausgabe ist das GdP-Positionspapier „Digitalisierung in der Polizei – An-
sprüche und Anforderungen für eine moderne, leistungsstarke und zukunftsfähige Polizei“ 
vorgestellt worden. Die IT-Kommission der Gewerkschaft der Polizei (GdP) hatte die polizei-
lich bedeutsamen Digitalthemen über zwei Jahre diskutiert und einen umfassenden 
Forderungskatalog für die digitale Transformation der Polizei erarbeitet.

Leitlinien  bei der Entwicklung  
des Cyberguide

•  Intuitive Bedienarbeit ohne  
besondere Vorkenntnisse oder  
Lehrgänge („Einfachheit über  
alles“)

•  Informationsreduzierung auf das  
Wesentliche und Gewährleistung  
einer zügiger tiefergehenden  
Information stets nur als optional  
aufrufbares Angebot („In der  
Kürze liegt die Würze“, Zitat:  
William Shakespeare)

•  Entlastung durch integrierte  
Servicefunktionen („Mensch und 
Maschine – Computer, er diene“, 
Zitat: Friedrich Löchner)

•  Geeignetheit auch für andere  
polizeiliche Fachanwendungen 
sowie der Online-Wache  
(„Blaupause“)
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VORBEREITUNG DER SENIORENGRUPPE (BUND) AUF DEN GdP-BUNDESKONGRESS

Lebensältere im Fokus
In einer Hybridsitzung Ende August in Berlin beriet der Geschäftsführende 
Bundesseniorenvorstand (GBSV) über die vom Bundesseniorenvorstand 
eingebrachten Anträge zum Bundeskongress der Gewerkschaft der  
Polizei (GdP). 

H. Werner Fischer 

Mit in der Runde per Video einge-
klinkt war der Kandidat für den 
GdP-Bundesvorsitz, Jochen Kopel-

ke, der sich der Runde vorstellte. Verabschie-
det hatte sich der im Geschäftsführenden 
Bundesvorstand (GBV) für die Seniorengrup-
pe bisher zuständige Jörg Radek.

Intensiv diskutiert wurde einige Anträge 
des Bundesseniorenvorstandes (BSV) vor 
dem Hintergrund der Empfehlungen der 
GdP-Antragsberatungskommission (ABK). 
Bei diesen Anträgen geht es um die Stär-
kung der Mitbestimmung, Mitwirkung und 
Interessenvertretung der Seniorinnen und 

Senioren durch eine gesetzliche Rahmen-
regelung, Verbesserungen der Gesetzeslage 
für eine bezahlbare Pflege und die Steige-
rung der Attraktivität des Öffentlichen Nah-
verkehrs. Thematisiert  wurde ebenso die 
Forderung eines Sitzes der Seniorengruppe 
im GBV. Die Antragsberatungskommission 
hatte zudem die Nichtbehandlung eines An-
trags zur Beihilfe empfohlen, weshalb der 
Bundesseniorenvorstand Beschwerde beim 
Bundeskontrollausschuss eingelegt hatte.

Der Bremer Landesseniorenvorsitzen-
de Heinfried Keithahn hatte mit einer Ar-
beitsgruppe des BSV die Daten und Prob-
lempunkte zum Austritt von Mitgliedern 
beim Übertritt in den Ruhestand erhoben 
und diese dem GBSV vorgetragen. Der BSV 
beschloss, die notwendigen Konsequenzen 
und Möglichkeiten der Gegensteuerung we-
gen ihrer Bedeutung als Schwerpunkt der 
nächsten Sitzung zu behandeln. I

Hybridsitzung des Bundesseniorenvorstandes (BSV): (v.l.) der Bremer Gast Heinfried Keithahn, H. Werner Fischer, Volker Huß, 
Bundesseniorenvorsitzender Ewald Gerk, Jörg Radek (Geschäftsführender Bundesvorstand), Gundula Thiele-Heckel und Gewerkschafts-
sekretärin Gudrun Hoffmann. Nicht im Bild Uwe Petermann, der ebenso per Video zugeschaltet war wie weitere BSV-Mitglieder und der 
Kandidat für die Wahl des GdP-Bundesvorsitzenden Jochen Kopelke (im Bild rechts). 
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Möbel nach Maß individuell nach den
eigenen Wünschen planen. Auf Wunsch
auch mit Beratung, telefonisch oder
vor Ort. Das Beste: Für GdP-Plus
Partner gibt es einen zusätzlichen,
exklusiven Rabatt.

DEIN SCHRANK.
DEIN SPECIAL.

GdP-
Partner

• KOSTENFREIE LIEFERUNG
• 5 JAHRE GARANTIE
• MADE IN GERMANY

390-006_anz_Anzeigen_GpD_Magazin_Lay02_RZ_hochgerechnet_Druck.pdf; s2; (210.00 x 96.00 mm); 21.Jul 2022 15:46:31; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien



18 DEUTSCHE POLIZEI 10/2022 DP

BUNDESVERWALTUNGSGERICHT

Mitbestimmung 
beim Beschaffen 
von Schusswaffen
Im vergangenen November hat das 
Bundesverwaltungsgericht (BverwG)  
beschlossen, dass Personalräte bei  
der Beschaffung von Schusswaffen  
ein Mitbestimmungsrecht haben  
(BVerwG 5 P 7.20). 

Gudrun Hoffmann

Unter dem Gesichtspunkt der Gestal-
tung der Arbeitsplätze war es zuvor 
zwischen dem Gesamtpersonalrat 

(GPR) der Berliner Polizei und der Polizei-
präsidentin umstritten, ob der Personalrat 
bei der Beschaffung von Mitteldistanzwaf-
fen, Zubehör in Form von Leuchtpunktvi-
sieren, Zielbeleuchtungen, Handgriffen und 
Waffentragegurten für diese Waffen sowie 
bereits im Bestand der Polizei befindliche 
Maschinenpistolen mitzubestimmen habe. 
Die Polizeipräsidentin hatte zwar den GPR im 
Rahmen der vertrauensvollen Zusammen-
arbeit unterrichtet, jedoch die Durchführung 
des vom GPR beantragten Mitbestimmungs-
verfahren abgelehnt.

Das vom GPR angerufene Verwaltungs-
gericht gab dem Personalgremium recht. 
Auf die Beschwerde der Polizeipräsidentin 
hin hatte das Oberverwaltungsgericht Ber-
lin-Brandenburg die erstinstanzliche Ent-
scheidung derweil geändert und den An-
trag zurückgewiesen. Vor dem Bundesver-
waltungsgericht konnte der GPR schließlich 
seine Interessen durchsetzen, die Leipziger 
Richter stellten die verwaltungsgerichtliche 
Entscheidung wieder her.

Darum ging es

Die Beteiligten hatten darüber gestritten, 
ob es sich bei der Beschaffung der Schuss-
waffen um den Mitbestimmungstatbestand 
„Gestaltung der Arbeitsplätze“ handelt. Laut 
GPR waren Aspekte des Arbeitsschutzes und 
Fragen der Gestaltung der Arbeitsplätze be-
rührt. Die Sichtweise der Polizeipräsidentin 
war jedoch eine andere. Sie verwies darauf, 
dass die Beschaffungen nicht primär As-
pekten des Arbeits- und Gesundheitsschut-
zes dienten, sondern der Einsatzwertsteige-
rung – sie beruhten vorrangig auf einsatz-
taktischen Erwägungen. 

Laut Oberverwaltungsgericht sei entschei-
dend, dass die Mitbestimmung des Perso-
nalrats nur innerdienstliche Angelegenhei-
ten erfasse. Eine solche Angelegenheit wür-
den die streitigen Beschaffungsmaßnahmen 
nicht darstellen. Die Fragen, zu welchem 
Zeitpunkt welche Waffen zu welchen Ein-
satzzwecken, gegebenenfalls noch in wel-
cher Stückzahl beschafft würden und wel-
ches Zubehör für die Einsatzwertsteigerung 
angeschafft werde, beträfen vielmehr un-

mittelbar der Dienststelle obliegende orga-
nisatorische und operative Entscheidungen. 
Die Effektivität, Wirksamkeit und Durchset-
zungsfähigkeit vollzugspolizeilicher Hand-
lungen gegenüber Störern möge von man-
chen Faktoren abhängen, sicherlich aber in 
besonderem Maße und ganz direkt von der 
Einsatztauglichkeit der Schusswaffen. In ih-
rer Anwendung verkörpere sich im unmit-
telbarsten Sinne die nach außen gerichtete 
Wahrnehmung des Amtsauftrages. Insofern 
unterschieden sich die Ausstattung der Po-
lizei mit Waffen grundlegend von unter den 
Mitbestimmungstatbestand zu fassenden Bü-
roausstattungen, technischen Hilfsmitteln, 
Einrichtungsgegenständen und dergleichen, 
die im weiteren Sinne zu der Aufgabenerfül-
lung einer Behörde beitrügen, aber nur eine 
dienende Funktion erfüllten und sich nicht 
unmittelbar auf die nach außen gerichtete Er-
ledigung des Amtsgeschäfts auswirkten (OVG 
60 PV 11.19, Randnummer 16, 17).

Klarstellung

Das BVerwG dagegen sieht in der Frage der 
Beschaffung von Schusswaffen durchaus 
eine Gestaltung des Arbeitsplatzes. Mit dem 
Begriff der Gestaltung im Sinne des Mitbe-
stimmungstatbestandes sei die Bestimmung 
der räumlichen und sachlichen Arbeitsbe-
dingungen sowie der Arbeitsumgebung ge-
meint. Als Gestaltung sei nicht nur die erst-
malige Festlegung, sondern auch jede nicht 
lediglich unbedeutende Änderung der 
räumlichen und sachlichen Arbeitsbedin-
gungen sowie der Arbeitsumgebung anzu-
sehen, die ihrer Eigenart nach oder wegen 
ihrer Auswirkungen objektiv geeignet sei, 
das Wohlbefinden oder die Leistungsfähig-
keit derjenigen Beschäftigten zu beeinflus-
sen, die auf dem Arbeitsplatz eingesetzt sei-
en oder werden sollen. Die Gestaltung um-
fasse auch solche Ausrüstungsgegenstände, 
die Beschäftigte zur Ausübung ihrer dienst-
lichen Tätigkeit bei sich zu tragen hätten. Al-
lein dieses Begriffsverständnis entspreche 
dem Sinn und Zweck des Mitbestimmungs-
rechts, durch eine menschengerechte Ge-
staltung des Arbeitsplatzes die schutzwür-
digen Belange der Beschäftigten zu wahren. 
Die Mitbestimmung solle sicherstellen, dass 
Beschäftigte bei der Arbeit vor Gefährdun-
gen und Überbeanspruchung geschützt sei-
en. Dementsprechend gehörten zur Gestal-

Hingeschaut
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tung mobiler Arbeitsplätze die sachlichen 
Mittel, die es den Beschäftigten ermöglich-
ten, ihre dienstlichen Aufgaben durchzu-
führen und zu erfüllen (BVerwG 5 P 7.20, 
Randnummer 9). 

Damit tritt das BVerwG der Rechtsauffas-
sung des OVG entgegen, dass den Schutz-
zweck des Mitbestimmungstatbestandes, 
die Beschäftigten vor Überbeanspruchung 
oder Gefährdung schützen soll, nicht be-
rührt gesehen hatte, da dieser gegenüber 
der Dienststelle obliegenden organisatori-
schen und operativen Entscheidungen in 
den Hintergrund trete.

Ergonomische Wirkungen

Die Ausrüstung der Kolleginnen und Kolle-
gen mit Schusswaffen, beziehungsweise das 

Zubehör für die bereits im Bestand befind-
lichen Maschinenpistolen führt dem Bun-
desverwaltungsgericht zufolge zu einer Än-
derung der Arbeitsbedingungen. Der Rück-
stoß der Mitteldistanzwaffen, das Gewicht 
der Waffen und Ausrüstungsgegenstände 
sowie deren Tragekomfort und die Passform 
wirke sich auf die Ergonomie aus und hätten 
mithin Einfluss auf sichere und gesunde Ar-
beitsbedingungen. Denn Schutzziel des Mit-
bestimmungstatbestandes sei es, Betroffe-
ne von Beeinträchtigung ihrer körperlichen 
und seelischen Gesundheit zu schützen.

Dabei sei unerheblich, dass die Waffen 
nicht einem Beamten oder einer Beamtin 
zur alleinigen Nutzung zugewiesen seien. 
Die Mitbestimmung dürfe nicht daran schei-
tern, dass sachliche Arbeitsmittel von meh-
reren Beschäftigten gleichzeitig oder nach-
einander genutzt werden. 

Der innerdienstliche Charakter der Maß-
nahme sei nicht allein deshalb ausgeschlos-
sen, weil die Beschaffung der Schusswaffen 
und weiteren Ausrüstungsgegenstände auch 
die Effektivität und Durchsetzungsfähigkeit 
vollzugspolizeilicher Handlungen betreffe. 

Fazit

Mit Blick auf die Ausführungen zu den Ar-
beitsbedingungen ist von einem inner-
dienstlichen Charakter auszugehen. 

Es handelt sich hier um eine wertvolle 
Entscheidung, insbesondere für Personal-
räte in der Polizei bundesweit. Klar ist nun, 
dass auch die Anschaffung von Schusswaf-
fen und Ausrüstungsgegenständen der Mit-
bestimmung unterliegt. I
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23. ORDENTLICHER LANDESDELEGIERTENTAG DER GdP-SAARLAND

David Maaß als 
Landesvorsitzender 
bestätigt
Der 23. Ordentliche Landesdelegiertentag der GdP Saarland Anfang 
September in Lebach trug das Motto Zukunftssicherheit. Zudem 
wurde der Geschäftsführende Landesvorstand der GdP an der Saar 
neu gewählt. Ein Rückblick. 

Lothar Schmidt

In seiner Laudatio zur Wiederwahl zum Lan-
desvorsitzenden beschrieb David Maaß die 
angestrebte und im Vorfeld viel diskutierte 

Doppelrolle als Landtagsabgeordneter sowie 
als Landesvorsitzender in Personalunion mit 
den Worten „durchaus unüblich, exotisch und 
einmalig in der Geschichte der GdP“. Er wolle 
jedoch, so Maaß, nicht der Landtagsabgeord-
nete in der GdP sein, sondern vielmehr der 
Gewerkschaftler im Landtag.

Maaß wurde im Anschluss mit einer über-
wältigenden Mehrheit von 82,54 Prozent der 
Delegiertenstimmen in geheimer Wahl (52 
Ja-Stimmen, 3 Gegenstimmen, 8 Enthaltun-
gen) als Landesvorsitzender bestätigt.

Als stellvertretende Landesvorsitzen-
de wurden Andrea Thiel mit 93,55 Prozent 

(58 Ja-Stimmen, 1 Gegenstimme, 3 Enthal-
tungen), Andreas Rinnert mit 93,55 Prozent 
(58 Ja-Stimmen, 1 Gegenstimme, 3 Enthal-
tungen), Florian Irsch mit 100 Prozent (61 Ja-
Stimmen) sowie Julia Schweitzer mit 96,72 
Prozent (59 Ja-Stimmen, 1 Gegenstimme, 1 
Enthaltung) gewählt.

Zum Landeskassierer wurde Stefan 
Schnubei mit 95,08 Prozent (58 Ja-Stimmen, 
3 Enthaltungen) gewählt. Markus Summa 
konnte ein einstimmiges Votum für das Amt 
des Landesschriftführers verbuchen. 

Weiterhin wurden Jordana Becker zur 
Stellvertreterin Finanzen, Julia Becker 
zur Landesredakteurin, Selina Flieger zur 
stellvertretenden Schriftführerin, Thomas 
Schlang zum Rechtsschutzbeauftragten so-

wie Johannes Schmitt zum Beisitzer K ein-
stimmig gewählt.

Somit ist in Lebach der Startschuss für 
den neu gewählten und beinahe paritätisch 
besetzten Geschäftsführenden Landesvor-
stand mit Maaß an der Spitze gefallen.

Der zweite Tag war als „Festtag“ gestal-
tet. Als Festrednerinnen und -redner spra-
chen Ministerpräsidentin Anke Rehlinger, 
in Vertretung des CDU-Partei- und Frakti-
onsvorsitzenden die Landtagsabgeordnete 
Anja Wagner-Scheid, Innenminister Rein-
hold Jost, Landespolizeipräsident Norbert 
Rupp, der neue stellvertretende DGB-Be-
zirksvorsitzende Timo Ahr und GdP-Chef 
Maaß. In der gut gefüllten Lebacher Stadt-
halle waren neben unseren Delegierten 
hochrangige Vertreterinnen und Vertreter 
aus der saarländischen Polizei, dem Land-
tag sowie unseren Schwestergewerkschaf-
ten und Kooperationspartnern anwesend. 
Veredelt wurde der Festakt wurde durch 
das saarländische Polizeiorchester, das mit 
den Delegierten eine musikalische Zeitrei-
se durch die letzten sieben Jahrzehnte un-
ternahm. Schließlich war ja noch ein klein 
wenig nachzuholen, dass die GdP-Saar-
land 2021 ihren siebzigsten Geburtstag fei-
erte, der coronabedingt damals ausfallen 
musste.

In den Festakt eingerahmt war die Wür-
digung der Wahl von Hugo Müller zum Eh-
renvorsitzenden und die des Kollegen Ar-
tur Jung zum Ehrenmitglied, die am Vortag 
erfolgt waren. Müller hatte den Landesbe-
zirk Saarland über viele Jahre als „Solidar-
gemeinschaft“, als „Gewerkschaftsfamilie“ 
geprägt. Artur Jung hatte in der Senioren- 
und Bildungsarbeit des Landesbezirks über 
fast 20 Jahre hohe Standards geschaffen. Die 
Würdigung von Jungs Gewerkschafts-, Po-
lizei- und Familienbiografie oblag seinem 
langjährigen Weggefährten Klaus Wagner. 
Der ehemalige rheinland-pfälzische GdP-
Landesvorsitzende Ernst Scharbach wür-
digte sie für seinen Freund Hugo, mit dem 
er einen langen, gemeinsamen Weg in un-
serer GdP gegangen ist.

In einer Podiumsrunde zum Abschluss 
des Delegiertentages diskutierte ein Podi-
um unter Moderation des ehemaligen Chef-
redakteurs des Saarländischen Rundfunks, 
Norbert Klein, das Motto „ZukunftsSicher-
heit“. Man darf sagen, dass unser Landesde-
legiertentag wieder ein „Famlienfest“ war. 
Man kennt sich eben an der Saar. I

Der saarländische Landesvorsitzende David Maaß (5.v.r.) mit seinem Landesvorstand (v.l.):
Johannes Schmitt, Julia Becker, Andreas Rinnert, Markus Summa, Andrea Thiel, Florian Irsch, 
Thomas Schlang, Stefan Schnubel, Selina Flieger und Jordana Becker.
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SAMMLERBÖRSE

Der Blick für 
das Besondere

Andreas Skala

Wer den Blick für das Besondere hat, 
kann am 29. und 30.10.22 beim Samm-

ler-Wochenende in Berlin fündig werden. Los 
geht es um 16 Uhr mit der Vorstellung und 
Lesung aus dem Buch „Die Uniformierung 
und Effekten der Berliner Polizei 1945 bis 
2021“ in der Stadtbibliothek Hennigsdorf. 
Am Sonntag von 9 bis 13 Uhr schlagen dann 
die Stunden der Interessierten, wenn die 
Sammler- und Tauschbörse für ausgediente 
Uniformteile im Stadtklubhaus in Hennigs-
dorf ihre Tore öffnet. 

Die Erlöse aus den Standmieten werden 
„wie immer zu 100 Prozent" gespendet. Wei-
tere Infos unter g.a.skala@t-online.de
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Mitarbeiterrahmenvertrag (siehe Vorteilsnummer). 1) Das Angebot ist gültig für Neu- und Bestandskunden bei einer Vertragsverlängerung mit einem Tarifwechsel in einen aktuellen Business
Flex Mobil mit Handy-Tarif. Es gelten die AGB der Telekom Deutschland GmbH unter www.telekom.de/agb. Ein Angebot von: Telekom Deutschland GmbH, Landgrabenweg 151, 53227 Bonn.

Sie und Ihre Familienangehörigen profitieren von tollen Angeboten
und exklusiven Vorteilen der Telekom.1

Samsung GalaxyA53 5G EE
mit 128 GB, in Awesome Black

jetzt 29,95 €
im Tarif Business Flex Mobil Mmit Handy1

jetzt 179,96 €
im Tarif Business Flex Mobil S mit Handy1

Weitere
Angebote
online

Zielfahndung
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EINE STARKE PARTNERSCHAFT FÜR EUCH

GdP-Plus Partner
Unser Programm, exklusiv für Euch! Starke Unternehmen 
präsentieren attraktive Angebote speziell für die Mitglieder der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP).

men aus unterschiedlichen Branchen sol-
len folgen. Wer das sein wird, erfahrt Ihr in 
Eurer DP. Jeder neue Partner präsentiert sich 
auf unseren Seiten zu Beginn der GdP-Plus 
Partnerschaft und wird Euch dort regelmä-
ßig über seine Angebote informieren.

Laufende Information auf Social-
Media-Kanälen
Mit Posts auf den Social-Media-Plattformen 
Facebook und Instagram der GdP Bund hal-

Starke Partner – attraktive 
Angebote
Schick und sportlich in den Herbst: Mit un-
seren zwei neuen Partnern Unique Jewel-
lery (The Jewellery) und Peloton starten 
wir am 1. Oktober im GdP-Plus Mitglieds-
programm.

Weitere Branchen folgen
GdP-Plus Partner wird stetig ausgebaut. Ihr 
dürft gespannt sein. Namhafte Unterneh-

ten wir Euch über das GdP-Plus Partner-Pro-
gramm auf dem Laufenden. Auch deswegen 
lohnt es sich also, die GdP Bund auf diesen 
Kanälen zu abonnieren!

Der Weg zu den Angeboten
Der Weg zu Eurem GdP-Plus Partner-Ange-
bot ist ganz einfach: in Eurem Browser die 
Adresse www.gdp.de/gdp-plus eingeben, 
und schon kommt Ihr auf die Seite mit der 
Übersicht unserer Partner.

Wenn Ihr mit der Maus über das Logo ei-
nes Partners fahrt, findet Ihr eine kurze Er-
klärung seines Angebotes. Einfach auf den 
Link klicken und mit dem Easy-Login an-
melden. Das Login bekommt Ihr auf der Sei-
te ausführlich erklärt. Auf geht’s zu den ex-
klusiven GdP-Plus Partner-Angeboten und 
viel Spaß beim Stöbern – in eurem GdP-Plus 
Partner-Programm! I
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Im Gespräch

DER „HOHE PREIS DES PATRIACHATS”

Was Männer 
kosten
Männer dominieren bei Straftaten, Sucht oder schweren 
Verkehrsunfällen. Der Ökonom Boris von Heesen hat sich in seinem 
Buch die Mühe gemacht, den „hohen Preis des Patriarchats” zu 
beziffern: Nach seiner auf abgesicherten, öffentlich zugänglichen 
Daten beruhenden Schätzung kostet männliches Fehlverhalten die 
Gesellschaft jedes Jahr mindestens 63,5 Milliarden Euro. Für DP 
sprach Thomas Gesterkamp mit dem Wirtschaftsexperten.

Thomas Gesterkamp

DP: Herr von Heesen, Sie sind Geschäfts-
führer eines Jugendhilfeträgers und ar-
beiten in einer Männerberatungsstelle. 
Wie sind Sie auf die Idee gekommen aus-
zurechnen, „was Männer kosten“ ?
Boris von Heesen: Ich möchte auf eine gra-
vierende gesellschaftliche Schieflage hin-
weisen. Meine Initiative fußt dabei auf ver-
schiedenen Quellen. Ich bin Wirtschafts-
wissenschaftler und habe in der Sucht- und 
Jugendhilfe über viele Jahre Erfahrungen 
mit dem Ungleichgewicht der Geschlechter 
gesammelt. Zudem habe ich eines der ers-
ten Online-Marktforschungsunternehmen 
gegründet und mir so die notwendigen Kom-
petenzen im Umgang mit statistischen Da-
ten angeeignet.

DP: Sie verwenden den in der Geschlech-
terforschung viel zitierten Fachbegriff 
der „toxischen Männlichkeit”, allerdings 
mit einer gewissen Distanz...
von Heesen: Ich spreche lieber von „unge-
sundem” männlichen Verhalten, das sich 
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durch soziale Zwänge und Rollenstereotype 
herausbildet. Männer laufen Gefahr, schäd-
lichen Mustern zu folgen, die in solchen Prä-
gungen ihren Ursprung haben. Beispiele da-
für sind etwa die Gewalt gegen Frauen oder 
der Sexismus. Ich halte es für wichtig, dass 
Männer ihre Rolle fortwährend kritisch re-
flektieren, den Begriff der toxischen Männ-
lichkeit aber vermeide ich eher. Er differen-
ziert zu wenig die Ursachen des Fehlverhal-
tens – und könnte so verstanden werden, 
dass Männlichkeit grundsätzlich schädlich 
ist oder gar alle Männer „toxisch” sind. Das 
ist selbstverständlich nicht der Fall. 

DP: Welche ökonomischen Kosten ver-
ursacht männliches Fehlverhalten denn 
im Detail?
von Heesen: Da unterscheide ich zwischen 
direkten und indirekten Kosten. Gefäng-
nisaufenthalte, Drogentherapien, Polizei-
einsätze, verwüstete Züge nach Fußball-
spielen oder der Betrieb von Frauenhäu-
sern verursachen direkte Kosten. Sie stehen 
in einem unmittelbaren Zusammenhang 
zu einem Verhalten. Dazu kommen weite-
re Kosten, die erst in einem zweiten Schritt 
entstehen. Entgangene Einnahmen der So-
zialkassen aufgrund von Krankheit oder Ar-
beitslosigkeit als Folge eines Unfalls oder ei-
ner Straftat sind etwa solche indirekten Auf-
wendungen. Zu wenig beachtet wird auch, 
dass Männer sich ja selbst schaden durch 
ihr Verhalten. Hierauf ist die immer noch 
knapp fünf Jahre kürzere Lebenserwartung 
und auch die dramatisch höhere Suizidrate 
von Männern zurückzuführen.

DP: Was sind die größten Kostentreiber 
„ungesunden” männlichen Verhaltens 
für die Gesellschaft?
von Heesen: Mit allein fast 44 Milliarden 
Euro pro Jahr steht die Sucht einsam an der 
Spitze. Und dieses Problem strahlt auf viele 
andere Felder ab, die ich untersucht habe. 
So verursachen Männer mit dem Auto fünf-
mal häufiger Verkehrsunfälle mit Perso-
nenschäden, wenn sie Alkohol getrunken 
haben. Diebstähle, die zu 70 Prozent von 
Männern verübt werden, haben oft mit Be-
schaffungskriminalität für Drogen zu tun. 
Ein weiterer Faktor sind die Folgen unge-
sunder Ernährung. Männer trinken vier-
mal mehr Softdrinks als Frauen und sechs-
mal so viel Bier. Sie essen fast doppelt so viel 
Fleisch und viel mehr Salz. Das Bild des Fel-
sens in der Brandung, der ohne Rücksicht 
auf Verluste essen und trinken kann was er 
will, ist immer noch in vielen Männerköp-
fen verankert.

DP: Viele der aufgelisteten Themen sind 
Probleme, mit denen Polizei, Justiz und 
Sozialarbeit ständig zu tun haben. Gibt es 
nach Ihrer Beobachtung in den involvier-
ten Institutionen einen geschlechtsspe-
zifischen Blick darauf? 
von Heesen: Sicherlich gibt es ein Bewusst-
sein dafür, dass all diese belastenden Statis-
tiken von Jungen und Männern deutlich do-
miniert werden. Aber, und das finde ich ir-
ritierend, der geschlechtsspezifische Blick 
hört dann auf, wenn es darum geht die Pro-
bleme wirklich nachhaltig zu bearbeiten. 
Das fängt schon damit an, die entsprechen-

den Daten nicht in Aktenordnern und inter-
nen Tabellen zu verbergen, sondern das Un-
gleichgewicht bekannt zu machen, um dar-
aus Maßnahmen abzuleiten. Ich frage mich, 
warum das Bundeskriminalamt, die Polizei-
behörden der Länder, das Kraftfahrtbundes-
amt oder die Statistikbehörde Destatis die 
alarmierenden Zahlen nicht regelmäßig und 
prominent ins Zentrum der Öffentlichkeit rü-
cken.

DP: Im zweiten Teil des Buches sprechen 
Sie von „nicht messbaren” Nebenwirkun-
gen männlicher Rollen. Was meinen Sie 
damit?
von Heesen: Letztendlich basiert mein Zu-
gang zum Thema ja auf einem Trick. Ich ver-
wende die geheime Sprache, das zentrale 
Schmiermittel unserer Wirtschaft, nämlich 
das Geld, um auf gesellschaftliche Fehlent-
wicklungen hinzuweisen. Dabei nutze ich 
amtliche Statistiken und öffentlich verfüg-
bare Kostendaten. In vielen Lebensberei-
chen jedoch, die von patriarchalen Struk-
turen durchzogen sind und in der Folge zu 
schädlichen Verhalten führen, stehen keine 
solchen Daten zur Verfügung. Kaum mess-
bare Nebenwirkungen ergeben sich zum 
Beispiel durch antifeministische Strömun-
gen, doch die Folgen lassen sich kaum quan-
tifizieren. 

DP: Wie schädigen antifeministische 
Ressentiments die Gesellschaft?  
von Heesen: Der Hass von Männern, ausge-
schüttet über Frauen insbesondere im ano-
nymen digitalen Raum des Internets, belas-

Anpralldämpfer VECU-STOP® 
vorübergehend installiert

Anpralldämpfer VECU-STOP® 
dauerhaft installiert

SPS-Schutzplanken GmbH
Hinterm Waldcasino 1
D-63762 Großostheim/
OT Ringheim

Tel. +49 (0) 6026-9 91 67 11
Fax +49 (0) 6026-9 91 67 12
info@sps-schutzplanken.de
www.sps-schutzplanken.de0780
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tet die Lebensqualität und das Zusammen-
leben enorm. In den allermeisten Fällen sind 
die Angriffe von antifeministischen Moti-
ven getrieben, diese Männer lehnen Gleich-
berechtigung, weibliche Selbstbestimmung 
und die Kernziele der Frauenemanzipation 
ab. Auch dadurch entstehen enorme Kosten, 
die leider noch nicht angemessen erforscht 

sind. Bedrohte Frauen nehmen sich zum Bei-
spiel Rechtsbeistände, sie erstatten Anzei-
gen, Ermittlungsbehörden werden aktiv und 
nicht wenige Betroffene müssen psycholo-
gische Unterstützung in Anspruch neh-
men. Die dunkle Seite der Sexualität mit ih-
ren strukturell misogynen pornografischen 
Darstellungen, die Wirkmacht von Gangsta 

Rap und die Prostitution sind weitere Felder 
in diesem Kontext. Hier sind die Auswirkun-
gen ebenso schwer zu monetarisieren.

DP: Welche Lösungen zeigen Sie auf?
von Heesen: Die erste praktische Maßnah-
me wäre die systematische Veröffentlichung 
aller Statistiken, die Belastungen abbilden 

 „ Ich halte es für wichtig, dass Männer ihre Rolle 
fortwährend kritisch reflektieren, den Begriff der toxischen 
Männlichkeit aber vermeide ich eher.

Hoher Preis:  
Die Kostenberechnung im Detail
Boris von Heesen summiert die (vorsichtig berechneten, viele Aspekte nicht berück-
sichtigenden) volkswirtschaftlichen Kosten von schädlichem männlichem Verhalten 
auf eine Gesamtbilanz von mindestens 63,5 Milliarden Euro.

EINGESPERRTE MÄNNER

3,02 Milliarden
Durchschnittlich 130 Euro kostet den Staat ein Tag 
im Gefängnis. 94 Prozent der Häftlinge sind männ-
lich, nur sechs Prozent weiblich. Die jährlichen Auf-
wendungen für den „Justizvollzug“ summieren sich 
auf 3,23 Milliarden Euro; der Männeranteil beträgt 
demnach 3,02 Milliarden Euro. 
 
GESCHLAGENE FRAUEN

2,75 Milliarden
81 Prozent der Opfer von häuslicher Gewalt sind 
weiblich. Sie verursacht direkte Kosten von min-
destens 803 Millionen Euro. Diese Zahl erfasst nur 
das sogenannte Hellfeld, jene Delikte, die den Be-
hörden bekannt sind. 109 Millionen entfallen auf 
die Polizei, 205 Millionen auf die Justiz, 193 Millio-
nen auf Frauenhäuser und Beratung sowie 296 Mil-
lionen auf das Gesundheitswesen. Hinzu kommen 
indirekte Kosten durch Krankheit und Arbeitslosig-
keit der Betroffenen sowie Traumata bei Kindern in 
Höhe von 1,95 Milliarden Euro. 
 
BERAUSCHTE MÄNNER

43,93 Milliarden
Drei von vier Alkoholabhängigen sind männlich. 
Allein ihr deutlich höherer Konsum von Bier, Wein 
oder Schnaps verursacht gesellschaftliche Mehr-
kosten von 26,22 Milliarden Euro. Knapp einer 
Million starken Rauchern stehen 400.000 starke 
Raucherinnen gegenüber. Der mehr als doppelt 
so hohe männliche Tabakkonsum verursacht Zu-
satzkosten von 14,98 Milliarden Euro. 88 Prozent 
der „pathologischen“ Glücksspieler sind Männer, 
Mehrkosten 0,33 Milliarden Euro. Vier von fünf Kon-
sumenten illegaler Drogen sind männlich, Mehr-
aufwendungen 2,4 Milliarden Euro. Die Kosten 
des Suchtverhaltens von Männern, fasst von Hee-
sen prägnant zusammen, entsprechen der „Höhe 
des Bruttoinlandsprodukts von Serbien“, nämlich 
43,93 Milliarden Euro. 

 
DIEBSTAHL UND EINBRÜCHE

1,34 Milliarden
70 Prozent der jährlich 1,5 Millionen Tatverdächti-
gen bei Diebstahldelikten sind Männer. Bei schwe-
ren Vergehen wie mit Gewaltanwendung verbun-
denen Einbrüchen steigt ihr Anteil auf 87 Prozent. 
Mehrkosten durch männliche Straftäter 1,34 Milli-
arden Euro. 
 
WIRTSCHAFTSKRIMINALITÄT

1,57 Milliarden 
Der Cum-Ex-Skandal, Manipulationen an Die-
selmotoren oder die Betrügereien beim Kredit-
dienstleister Wirecard sind eine Männerdomäne. 
76,5 Prozent der Delikte in diesem Feld gehen auf 
männliche Konten. Gesellschaftliche Mehrkosten 
1,57 Milliarden Euro. 
 
UNGESUNDE ERNÄHRUNG

6,25 Milliarden
46,7 Prozent der Frauen und 61,6 Prozent der Män-
ner sind übergewichtig. Letztere essen deutlich 
mehr Fleisch, dafür weniger Obst und Gemüse. 
Der männliche Anteil unter den sich vegetarisch 
Ernährenden liegt nur bei 20 Prozent, bei den Ve-
ganerinnen noch darunter. Die Mehrkosten durch 
ungesundes Essen und Übergewicht betragen ins-
gesamt über sechs Milliarden Euro.  
 
SOZIALARBEIT

1,96 Milliarden
Deutlich mehr Jungen als Mädchen sind Zielgrup-
pen der Sozialpädagogik und von Jugendämtern. 
Sie benötigen zum Beispiel „Hilfen zur Erziehung“ 
oder „Eingliederungshilfe“. Zusätzliche Kosten 1,96 
Milliarden Euro.

 
FUSSBALLSPIELE

0,17 Milliarden
Durch die Präsenz gewaltbereiter, ganz überwie-
gend männlicher Hooligans fallen allein in den 
obersten vier Ligen 2,44 Millionen zusätzliche Po-
lizeistunden pro Saison an. Diese Einsätze kosten 
jährlich rund 165 Millionen Euro. Hinzu kommen 
noch die Ausgaben der Vereine für private Sicher-
heitsdienste.
 
VERKEHR

2,51 Milliarden
Zwei Drittel aller Autobesitzer sind Männer, mit stei-
gendem Hubraum wächst ihr Anteil. Prestigeträch-
tige Marken wie Ferrari oder Jaguar sind zu über 
90 Prozent auf männliche Halter eingetragen. Ver-
kehrsunfälle mit Personenschaden kosten pro Jahr 
knapp acht Milliarden Euro. Auf männliche Fahr-
zeuglenker entfallen 5,21, auf weibliche 2,7 Milliar-
den, der Gender Gap beträgt also 2,51 Milliarden 
Euro. 83 Prozent der eingezogenen Führerscheine 
gehören Männern, sie stellen 78 Prozent der geahn-
deten Geschwindigkeitsübertretungen und 77 Pro-
zent der Registrierten mit einem Punktekonto „in 
Flensburg“. Autoposer und riskante Wettrennen 
auf Großstadtstraßen sind ein fast ausschließlich 
männliches Phänomen. 
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und maßgeblich von Männern angeführt 
werden. Denn verlässliche Daten über die 
Schieflagen sind die Grundlage, um notwen-
dige Veränderungen einzuleiten. 

DP: Was kann man gegen antifeministi-
sche Haltungen tun, die ja teils eine Nähe 
zu neu-rechten Ideologien aufweisen? 
von Heesen: Digitalem Hass im Netz muss 
durch konsequente Verfolgung und abschre-
ckende Strafen begegnet werden. Zusätzlich 
könnten Kommunikationskampagnen Ein-
zelfälle aus der Anonymität herausholen 
und präventiv versuchen, hassende Män-
ner für die Folgen und das Leid der ange-
griffenen Frauen zu sensibilisieren. Sexisti-
sche Rapsongs oder den massenhaften Kon-
sum von Pornografie im Netz im Umgang mit 
männlichen Jugendlichen zu problemati-
sieren ist eine große Herausforderung. Die 
Kraft der Peergroups macht es oft schwer, 
in eine konstruktive Debatte einzusteigen. 
Das sollte die pädagogischen Fachkräfte in 
Schule und Ausbildung aber nicht abschre-
cken, sich an diese Themen heranzuwagen. 

DP: Sie fordern die Überwindung von Rol-
lenstereotypen. Wie soll das in der Praxis 
umgesetzt werden?
von Heesen: Geschlechterklischees sind 
eine zentrale Quelle für ungesundes männ-
liches Verhalten. Schon Jungen sollen stark, 
durchsetzungsfähig, laut und mutig sein, 
Mädchen dagegen angepasst, fürsorglich 
und ausgleichend. Ich plädiere dafür, die-
se Wand der Stereotype früh aufzubrechen. 
Viele Eltern gerade aus benachteiligten Fa-
milien haben nach der Geburt eines Kin-
des Kontakt mit den Jugendämtern. Ent-
sprechend geschultes Personal kann sie für 
eine klischeefreie Erziehung sensibilisie-
ren. Auch die Lehrpläne der Aus- und Fort-
bildungen von Fachkräften in Kitas, Schulen 
und sozialen Trägern sollten um geschlech-
tersensible Elemente ergänzt werden. Re-
gelmäßige Workshops oder Aktionswochen 
können männlichen Jugendlichen Türen 
öffnen, um wirklich zu sich zu finden, statt 
von eindimensionalen Klischees getrieben 
zu werden. Zudem brauchen wir Marketing-
kampagnen, um das Verhalten von Männern 
im Straßenverkehr positiv zu beeinflussen, 
und müssen das Bewusstsein für Männerge-
sundheit schärfen. Und wir benötigen wirk-
same Instrumente, um der Verfestigung der 
Geschlechterrollen durch Medien und Wer-

bung entgegenzuwirken. Das dauert alles 
und das kostet, aber ich bin überzeugt, dass 
sich solche Investitionen lohnen würden.

DP: Was kann die Polizei tun, was die Jus-
tiz?
von Heesen: Die Sicherheitsbehörden soll-
ten das vorhandene Datenmaterial unbe-
dingt nutzen, um auf das Geschlechterun-
gleichgewicht aufmerksam zu machen. So 
wird der Druck auf die politisch Verantwort-
lichen erhöht. Zudem könnten schon in den 
Ausbildungs- und Studiengängen von künf-
tigen Polizisten oder Justizbeamtinnen die 
gesamtgesellschaftlichen Folgen ungesun-
der Rollenmuster thematisiert werden. 

DP: Was können Sozialarbeit und Bera-
tungsstellen beitragen?
von Heesen: Ich plädiere für ein flächende-
ckendes bundesweites Netzwerk von Bera-
tungsangeboten speziell für Männer, damit 

diese in Krisensituationen oder heraufzie-
henden Krisen überall qualifizierte Unter-
stützung bekommen. Der fehlende Zugang 
zu den eigenen Gefühlen, zur eigenen In-
nenwelt ist in vielen Fällen die Ursache für 
schädliches männliches Verhalten. Soziale 
Träger sollten auch mehr Gender-Angebote 
in der Jungenarbeit bereitstellen. So kann 
die eigene Rolle reflektiert und ein positives 
Bild von Männlichkeit entwickelt werden.

DP: Was fordern Sie von der Politik?
von Heesen: Auf Bundesebene wünsche 
ich mir einen digitalen Gleichstellungsmoni-
tor, der alle relevanten Statistiken übersicht-
lich für alle Menschen zugänglich macht. So 
können Medien, Wissenschaft, Pädagogik 
und andere Interessierte verlässlich aus ei-
ner zentralen Informationsquelle schöpfen 
und daraus Veränderungsprozesse ableiten.

DP: Danke für das Gespräch.

Boris von Heesen 
ist Wirtschaftswissenschaftler mit beruflichen Stationen bei der 
Diakonie in Bayern und der Drogenhilfe in Frankfurt am Main. Der-
zeit ist er geschäftsführender Vorstand eines Jugendhilfeträgers 
in Darmstadt, nebenberuflich engagiert er sich in einer Männer-
beratungsstelle.

Boris von Heesen:  
Was Männer kosten.  
Der hohe Preis des Patriarchats

Heyne Verlag, 2022
304 Seiten, 18 Euro
ISBN 978-3453606241
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Fakten zu Angriffen  
gegen Polizeibedienstete

von Fredericke Leuschner, Clemens Lorei,  
Michaela Selzer und Uwe Kippnich

Häufigkeit

Angreifende

Einschätzung der Situation

Gefahr

Art der Angriffe

Erfolgreiche Deeskalation

Stress und Angriffe

Datengrundlage
In den letzten 24 Monaten erlebten Im Durchschnitt wurden pro Woche

Beleidigungen 
Bedrohungen 
Androhung körperlicher Gewalt 
Sexualisierte Beleidigungen 
Rassistische Beleidigungen 
Bedrohungen mit Gegenständen 
Bedrohung mit Waffen

  63%

  63%

  46%

  44%

  43%

  22%

  13%

  7%

  43%

  24%

  12%

  6%

  3%

Ein Angriff konnte nach Einschätzung der Befragten erfolgreich verhindert werden durch 
(Mehrfachantworten möglich):

der Befragten gaben an, dass der Angriff nicht durch Faktoren wie bspw. eine 
allgemeine hohe Arbeitsbelastung, Schichtdienst oder familiäre Belastungen 
begünstigt worden ist.

haben mit dem Angriff
gerechnet

Einzelpersonen

männlich

Alkohol

Drogen/Medikamente

wurde eine ablehnen-
de Haltung gegen- 
über Staats bediens-
teten unterstellt

zwei Personen

mehr als 5 Personen

waren völlig  
überrascht

hatten zumindest eine
Vorahnung

Schlagen/Treten 
Stoßen 
Festhalten 
Anspucken 
Angriffe mit Gegenständen 
Angriffe mit Waffen

• Ruhiges, professionelles Auftreten (54%)
• Androhung von Zwang (43%)
• Mehr Distanz zum Gegenüber (40%)
• Anwendung von Zwang (36%)

• Hinzuziehen von Kolleg*innen (32%)
• Nicht Eingehen auf Provokationen (31%)
• Deeskalierende Kommunikation (28%)

Verbale Angriffe

Körperliche Angriffe

angegriffen.

Einmalige 
Onlinebefragung

körperliche
Angriffe

bedrohliche
Situationen

Personen

körperlich verbal 1.7639%

91%

42%

79%

80%

58%

34%

53%

8%
5%

30%
28%

25% 538
Personen

Wöchentliche 
Dokumentation

Das vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung im Rahmen der zivilen  
Sicherheitsforschung ge förderte bundes-
weite Forschungsprojekt AMBOSafe 

Die GdP ist assoziierter Partner des  
durch das BMBF geförderten Forschungs- 
projektes AMBOSafe. 

(„Angriffe auf Mitarbeiter*innen von Behör-
den und Organisationen mit Sicherheits- 
aufgaben“) untersucht verbale und körperli-
che Angriffe auf Mitarbeitende von 

Berufsgruppen in helfender und normdurch-
setzender Funktion. Im Folgenden werden 
ausgewählte Ergebnisse der quantitativen 
Befragungen für die Polizei dargestellt.

53%

71%



Weitere Informationen, Leseproben und Bestellmöglichkeit unter: www.vdpolizei.de
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Preis: 24,00 € [D]
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BUNDESPOLIZEIRECHT
Grundlagen des Gefahrenabwehr-, Strafprozess- und
Zwangsrechts, Prüfungsschemata, Klausuren mit Lösungen
Von Marc Wagner.

Die erfolgreiche Bearbeitung von einsatzrechtlichen Prü-
fungsklausuren fordert schon weit vor der Laufbahnprüfung
fundierte Rechtskenntnisse. Gleichermaßen ist bereits zu Be-
ginn der Ausbildung die Beherrschung gutachterlicher Würdi-
gungstechnik als der für die Klausurniederschrift maßgeblichen
Darstellungsform gefragt. Zum Inhalt:

Bereits in „Zwischenetappen“, den Modulprüfungen, gilt es
mindestens das Wissen zu präsentieren, das den Fortgang des
Studiums garantiert. Dieses Buch richtet sich an diejenigen An-
wärter für die Laufbahn des gehobenen Polizeivollzugsdienstes
in der Bundespolizei, die Prüfungen im Bundespolizei-, Zwangs-
und Strafprozessrecht mit Erfolg absolvieren wollen. Ebenso ist
das Buch an ambitionierte Bewerber für die Laufbahn des mitt-
leren Polizeivollzugsdienstes in der Bundespolizei adressiert.

– Grundlagenwissen:
Aufbau von Rechtsnormen, Allgemeines Verwaltungsrecht,
Bundespolizei-, Zwangs- und Strafprozessrecht.

– Klausurbearbeitungstechnik:
Einführung in die Subsumtions- und Würdigungstechnik;
Prüfungsschemata: Rechtmäßigkeit von Gefahrenabwehr-,
Zwangs- und strafprozessualenMaßnahmen, Erfolgsaussich-
ten Widerspruch gegen Gefahrenabwehr-VA.

– Klausurtaktik:
Die Arbeit am Sachverhalt, die rechtliche Bewertung, die Nie-
derschrift (,,dos and don‘ts“).

– Klausurtraining:
Prüfungsklausuren in aufsteigendem Schwierigkeitsgrad mit
Musterlösungen.

Neben einer inhaltlichen Aktualisierung wurde für die vor-
liegende Neuauflage die Darstellung des Gefahrenabwehrrechts
ergänzt und ein Übungsfall neu aufgenommen.

DER AUTOR

Prof. Dr. jur. Marc Wagner, Hochschullehrer für Allgemeines Ver-
waltungs- und Verwaltungsprozessrecht sowie Einsatzrecht der Bun-
despolizei an der Hochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung.
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Gelesen

PANDEMIE UND POLARISIERUNG

Wie uns 
Ungleichheit 
spaltet
Der Politikwissenschaftler Christoph Butterwegge beschreibt in 
seinem jüngsten Buch die sozialen Folgen der Corona-Krise. Er 
warnt vor wachsender gesellschaftlicher Ungleichheit und zeigt, wie 
Verschwörungstheorien in solchen Situationen Auftrieb erhalten. 
DP-Autor Thomas Gesterkamp mit seiner Einschätzung.  

Thomas Gesterkamp

Der Politikwissenschaftler Christoph 
Butterwegge konzentriert sich in sei-
ner Rückschau auf die ökonomischen 

und sozialen Auswirkungen. Ungleichheit 
ist für ihn „das Kardinalproblem unserer 
Gesellschaft, aus dem Armut, Prekarität und 
privater Reichtum erwachsen”. Daher müsse 
dies „auch im Mittelpunkt der Diskussion 
über die Pandemiefolgen stehen”. Das Virus 
habe die deutsche Gesundheitspolitik vor 
die „härteste Bewährungsprobe seit Jahr-
zehnten” gestellt. Nach Meinung des Autors 
traten die „Interessengegensätze zwischen 
einzelnen Bevölkerungsschichten” deut-
lich hervor. Wie im Brennglas seien soziale 
Schieflagen sichtbarer, zugleich aber viel zu 
wenig dagegen unternommen worden.

Butterwegge steht der Linkspartei nahe, 
diese stellte ihn 2017 vor der ersten Wahl von 
Bundespräsident Franz-Walter Steinmeier 
als Gegenkandidat auf. Der emeritierte Köl-
ner Professor ist ein streitbarer Geist, er hat 
zahlreiche Bücher zu sozialpolitischen Fra-
gen veröffentlicht, vor allem zur Kinderar-
mut. Dabei neigt er dazu, etwas schablonen-
haft jedes Thema auf eine vom „Neoliberalis-
mus” verursachte Spaltung der Gesellschaft 
zu reduzieren. In manchen Fällen mag das 
zutreffen, bei der Analyse der Pandemiebe-
kämpfung aber greift es zu kurz. 

Kritik von Staatsrechtlern

Die massive Einschränkung der Freiheits-
rechte, von zahlreichen Juristen angepran-
gert und in der Politik kritisiert, ist nicht 
Butterwegges zentrales Anliegen. Im Ge-

genteil klingt durch, dass er sich von den 
ständigen Appellen an das „Große Wir”, an 
die Mahnungen in einer Notsituation zu-
sammenzustehen und gesamtgesellschaft-
liche „Solidarität” zu praktizieren gerade-
zu „kapern” ließ – so nennt das überspitzt 
seine politikwissenschaftliche Kollegin Ul-
rike Guérot.  

Die rigiden Verordnungen gegen die Aus-
breitung des Virus ließen sich im bürgerli-
chen Eigenheim erheblich besser aushalten 
als in einer kleinen Wohnung ohne Balkon 
im Arbeiterviertel. Ausgangs- und Kontakt-
verbote, die Schließung von Schulen, das 
(teils völlig übertriebene) Absperren von 
Parks, Kinderspielplätzen oder Jugendtreff-
punkten waren nicht nur ein Streitpunkt, 
weil sie zu mehr Ungleichheit führten. Sie 
sind auch aus staatsrechtlicher Perspekti-
ve mit guten Begründungen kritikwürdig. 
Neben sozialpolitischen Interventionen 
ist die Garantie bürgerlicher Grundrechte 
eine unabdingbare Voraussetzung für ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt. Durch sie 
wird Chancengerechtigkeit erst ermöglicht. 
Das benennt den zentralen Widerspruch, 
das Kerndilemma von Butterwegges Argu-
mentation: Denn eigentlich stimmt der Au-
tor den behördlichen „Maßnahmen” als un-
abdingbares Mittel der Seuchenprävention 
weitgehend zu, zugleich aber moniert er de-
ren Folgen.

Tiefe Gräben

Der Autor konstatiert: „Die epidemische Not-
lage förderte hierzulande einen zahlreiche 
Lebensbereiche erfassenden Polarisierungs-
prozess, der tiefe Gräben erkennen ließ.” An 
vielen Stellen benennt er wichtige Aspekte, 
die in der von Naturwissenschaft und Medi-
zin geprägten Debatte lange zu kurz kamen. 
Es dauerte Monate, bis die verheerenden psy-
chosozialen Folgen der staatlichen Eindäm-
mungspolitik öffentlich diskutiert wurden. 

Während die Politik darüber stritt, ob man 
die Tätigkeit von Baumärkten, Biergärten 
oder Bundesligisten unterbinden dürfe, gab 
es Butterwegge zufolge „fast keine öffentliche 
vernehmbare Widerrede”, als kurzerhand 
Kindergärten, Schulen und Jugendzentren 
geschlossen wurden. Die Corona-Krise habe 
bewusst gemacht, dass solche Bildungsor-
te „nicht bloß Institutionen der Wissensver-
mittlung, sondern auch wichtige Lebensräu-

Christoph Butterwegge: 
Die polarisierende Pandemie, 
Deutschland nach Corona

Beltz Juventa, 2022
250 Seiten, Klappenbroschur
19,95 Euro, ISBN 978-3-7799-6780-4
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Buchautor  
Christoph 
Butterwegge

me und Kontaktbörsen junger Menschen jen-
seits des Unterrichtsalltags sind”. Er fordert 
eine verstärkte Kinder- und Jugendpolitik, 
um „langfristige Krisenfolgen abzufedern 
und vulnerablen Gruppen wie Minderjähri-
gen sowie deren Familien trotz klammer öf-
fentlicher Kassen und massiver Verteilungs-
kämpfe mehr unterstützende und ausglei-
chende Angebote zu machen”. Sonst habe die 
„in vielerlei Hinsicht zerrissene” nachwach-
sende Generation „ebenso wenig eine rosige 
Zukunft wie die auseinanderdriftende Gesell-
schaft, in der sie lebt”.

Zweierlei Maß

Während der Staat „im Privat- und Repro-
duktionsbereich zum Teil drastische Ein-
griffe vornahm”, analysiert Butterwegge, 
blieb der Produktionsbereich davon weitge-
hend verschont. Fabrikhallen, Baustellen 
und auch manche Büros wirkten „über wei-
te Strecken der Pandemie, als ob es solche 
Restriktionen nicht gäbe”. 

Große Industriebetriebe wurden nicht 
vom Lockdown erfasst und zur Schließung 
gezwungen, nach Ansicht des Autors diente 
das „hauptsächlich der Wettbewerbsfähig-

keit und entsprach der neoliberalen Stand-
ortlogik”. Während selbst Veranstaltungen 
unter freiem Himmel untersagt wurden oder 
strenge Auflagen erfüllen mussten, „stan-
den viele Arbeiter/innen – manchmal sogar 
ohne medizinische, Alltags- oder FFP2-Mas-
ke – dichtgedrängt am Fließband, sofern der 
zuständige Betriebsrat nicht für die Einhal-
tung der nötigen Arbeitschutzmaßnahmen 
sorgte”. 

Beamte und Angestellte höherer Gehalts-
stufen konnten relativ problemlos ins Ho-
meoffice wechseln und genossen so das Pri-
vileg eines geringeren Infektionsrisikos. Zu-
dem setzt das Arbeiten von zu Hause eine 
anspruchsvolle Logistik voraus, eine weitere 
soziale Schlagseite: Denn der expandieren-
de Paket- und Lieferservice zwang „vor al-
lem Menschen in niedrigbezahlten Dienst-
leistungsberufen zu mehr Kontakten”.

Verblüffende historische 
Parallelen

Im ersten, besonders lesenswerten Kapi-
tel zeigt der Verfasser verblüffende histori-
sche Parallelen auf: Schon bei der Pest, der 
Cholera und der Tuberkulose waren Isolati-

on und Quarantäne, „Kontaktbeschränkun-
gen” oder gar repressiv überwachte Verbo-
te ein wichtiges Gegenmittel. Wohlhabende 
Schichten waren stets weniger gefährdet, 
sich zu infizieren. Und bereits im 19. Jahr-
hundert, nach der revolutionären Entwick-
lung der Pockenschutzimpfung 1796 durch 
den britischen Landarzt Edward Jenner, for-
mierten sich die Gegner einer „allgemeinen 
Impflicht”.

Heute wie damals raunten radikalisier-
te Kritiker der staatlichen Seuchenbekämp-
fung von einer „systematischen Vergiftung 
des Volkskörpers durch eine verschwore-
ne Elite” oder witterten gar eine „jüdische 
Weltverschwörung”. Politikwissenschaftler 
Butterwegge hält es für keinen Zufall, dass 
sich zumindest Teilgruppen der „Querden-
ker” solcher Narrative bedienen. In deren 
Sympathisantenszene befänden sich neben 
rechtsextremen Ideologen und Querulan-
tinnen schlicht „zahlreiche Menschen, die 
unter dem ökonomischen und sozialen Kri-
sendebakel litten”. Neben dem „Arm-reich-
Gegensatz” wurde in der Corona-Krise auch 
der „Oben-unten-Modus” hautnah erfahr-
bar, das Gefühl, weder über wirtschaftliche 
noch über politische Entscheidungsmacht 
zu verfügen. I

Foto:Wolfgang Schmidt



34 DEUTSCHE POLIZEI 10/2022 DP

Im Gespräch

POLITISCHE BILDUNG

Staat, Verfassung, Politik
Professor Dr. Günter Burmeister ist Richter am Bundesverwaltungs-
gericht (BVerwG) und Autor des im VERLAG DEUTSCHE 
POLIZEILITERATUR GmbH  (VDP) erschienenen Werkes „Staat 
Verfassung Politik“. Warum es wichtig ist, den Rechtsstaat zu 
erleben, erzählt er im DP-Gespräch.

Jens Herrmann

DP: Herr Professor Burmeister, kann man 
den Wert eines demokratischen Rechts-
staats aus einem Buch lernen?
Professor Dr. Günter Burmeister: Ich finde, 
es gibt Informationen und Grundkenntnisse, 
die man haben sollte, um erst einmal rational 
das System „Rechtsstaat“ zu erfassen. Und 
dann gehört aber auch die Erlebnis-Ebene be-
ziehungsweise die emotionale Ebene dazu. 
Man darf nicht unterschätzen, wie wichtig 
auch sie ist. Mir ist das aufgefallen, als ich 
noch zur Schule ging und zum ersten Mal mit 
meiner Schulklasse nach Westberlin gefah-
ren bin. Als wir die DDR-Grenze passiert ha-
ben, wurden wir kontrolliert, und es war ein 
sehr frostiges Klima. Wir mussten Zeitschrif-
ten wie den „Spiegel“ oder „Die Welt“, die aus 
der Sicht der DDR-Diktatur „anrüchig“ hätten 
sein können, verstecken. Auf dieser Klassen-
fahrt habe ich dann in Berlin die Mauer ge-
sehen, dies in dem Bewusstsein, dass an ihr 
Menschen erschossen werden, nur weil sie 
die DDR verlassen wollten. 

DP: Wie haben Sie das empfunden?
Burmeister: Das war für mich emotional 
beklemmend, dieses Gefühl des Ausgelie-
fertseins. Oder auch wenn man Urlaub in 
anderen Ländern verbringt, gibt es Län-
der, da sollte man sich nichts zu Schulden 
kommen lassen, weil man einfach inhaftiert 
wird, ohne dass ein unabhängiger Richter 
über die Freiheitsentziehung entscheidet. 
Auch dann wird einem emotional klar, wie 
wertvoll unser deutscher Rechtsstaat ist. Als 
Fazit bleibt, dass Voraussetzung für die Er-
fassung unseres Rechtsstaates zwar Grund-

kenntnisse der rechtsstaatlichen Sicherun-
gen sind. Dies muss aber kombiniert werden 
damit, dass man den Rechtsstaat auch emo-
tional erfasst und bejaht. Das war für mich 
auch ein Anlass, im Buch das deutsche Jus-
tizsystem vertiefter darzustellen, so etwa die 
richterliche Unabhängigkeit. 

DP: Ein hier und da umstrittenes Thema?
Burmeister: Davon gibt es hierzulande 
durchaus eigenartige Vorstellungen. Aus 
meiner früheren Tätigkeit im niedersäch-
sischen Justizministerium kenne ich etwa 
Schreiben von Bürgerinnen und Bürgern 
ans Ministerium, in denen als Reaktion auf 
ein vermeintlich schlechtes Urteil gefordert 
wird, das Ministerium solle es gefälligst än-
dern, weil der Richter sich geirrt habe. Wir 
haben wirklich tolle rechtsstaatliche Errun-
genschaften. Die richterliche Unabhängig-
keit zählt dazu und viele Freiheitsgewähr-
leistungen, die auch effektiv durchgesetzt 
werden. Dies scheint vielen Menschen in 
unserem Land so selbstverständlich zu sein, 
dass es von ihnen leider nicht mehr wertge-
schätzt wird. 

DP: Polizeibeamte mit langjähriger Be-
rufserfahrung meinen, dass „jüngeren 
Beamten um die 20 die Auseinander-
setzung mit der NS-Geschichte fehlt“. 
Was meinen Sie, welche Rolle spielt ge-
schichtliches Hintergrundwissen in Be-
zug auf Demokratiefestigkeit oder für un-
sere Demokratie überhaupt? 
Burmeister: Historisches Hintergrundwis-
sen ist ausgesprochen wichtig. Und zwar 

deshalb, weil auf diesem Wege das Vorhan-
dene, auch wenn es Mängel hat, einfach 
mehr Wertschätzung erfährt. Das betrifft die 
soziale, jedoch auch die äußere Sicherheit, 
wie wir in den letzten Monaten nach dem 
Überfall Russlands auf die Ukraine feststel-
len mussten. Zudem schützt historisches 
Wissen vor Wiederholungsfehlern. 

DP: „Für keine deutsche Polizei existie-
ren bisher zuverlässige Daten über po-
litische Einstellungen und Erkenntnis-
se über das grundsätzliche Vertrauen in 
das politische System und seine Akteu-
re“, sagte der Dipl.-Politologe Hermann 
Groß von der Hessischen Hochschule für 
Polizei und Verwaltung in einer früheren 
DP-Ausgabe. Sähen Sie darin überwie-
gend einen Nutzen, wenn es diese Daten 
gäbe, oder ist hier die Grenze zur „Gesin-
nungsschnüffelei“ bei einer Gruppe von 
Staatsbediensteten überschritten?
Burmeister: Ich habe dazu in Erinnerung, 
dass es in der letzten Legislaturperiode eine 
Kontroverse gegeben hat zwischen dem da-
maligen Bundesinnenminister Horst See-
hofer und anderen, die gesagt haben, dass 
man dazu unbedingt eine Untersuchung in 
Auftrag geben müsse. Ich kann dazu kei-
ne abschließende Antwort geben. Die wis-
senschaftliche Seite von mir sagt, es ist im-
mer interessant, Strukturen zu erfassen und 
zu ermitteln, um sein Wissen zu erweitern. 
Gesinnungsschnüffelei geht allerdings gar 
nicht. Ich glaube, man wird schlicht feststel-
len – das ist jetzt meine These –, dass viele 
der im Sicherheitsbereich tätigen Menschen 
eher konservativer gestrickt sind als andere, 
was ja aber nicht per se von Übel ist. Die in-
teressantere Frage ist, was führt einige, und 
wenn man es in Relation setzt, ist es wirk-
lich seine sehr überschaubare Anzahl von 
Polizeibeamtinnen und -beamten, dazu, 
sich von ihrem Dienstherrn, von diesem 
Staat, abzuwenden und diesen abzulehnen. 

DP: Woran könnte dies liegen?
Burmeister: Vielleicht ist es bei einigen der 
Eindruck, dass dieser Rechtsstaat in man-
chen Punkten Rechtsbrechern gegenüber zu 
nachsichtig ist. Das ist aber das gefühlte Er-
leben. Denn wenn man die Entscheidungen 
der Gerichte liest – auch die Entscheidungen 
des Bundesverwaltungsgerichts im Bereich 
des Disziplinarrechts –, wird man nicht sa-
gen, sie seien zu milde. Es ist, wie in allen 
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Bereichen, das große Problem, dass Ent-
scheidungen publiziert und kommuniziert 
werden, die irgendwie negativ spektakulär 
sind, und die überwiegende Zahl von Fäl-
len, in denen alles unspektakulär verläuft 
und bei denen die Entscheidungen Akzep-
tanz finden, insbesondere von der Presse 
nicht kommuniziert werden. Ich denke, wir 
haben auch ein Rechtsmittelsystem, darin 
Berufung und Revision, das – im Vergleich 
zu anderen Ländern – sehr ausgeklügelt ist. 
Es führt dazu, dass wir eine recht große Ge-
währ dafür haben, dass Gerichtsentschei-
dungen letztlich auch richtig sind. Auch 
wenn ein Amtsgericht oder Landgericht zu 
milde ist, gehen nicht wenige Fälle bis zum 
Bundesgerichtshof und werden dort korri-
giert. Es ist schon eine besondere Leistung, 
die die Kolleginnen und Kollegen aus der 
Strafgerichtsbarkeit dabei insbesondere in 
Großverfahren erbringen.

DP: Wie …? …
Burmeister: Ein Wort noch zur politischen 
Treuepflicht. Jüngst haben wir am Bundes-
verwaltungsgericht dazu zwei Dinge dezi-
diert festgestellt: Erstens: Verfassungstreue 
bedeutet nicht, dass man keine Kritik an sei-
ner Regierung oder an gesellschaftlichen 
Zuständen üben darf. Das ist damit nicht ge-
meint. Zweitens: Es geht vielmehr darum, die 
elementaren Grundsätze der Verfassung zu 
wahren. Deshalb ist beispielsweise die Auf-
fassung, es gäbe diesen Staat Bundesrepub-
lik Deutschland gar nicht, wie es sogenann-
te Reichsbürger vertreten, mit der politischen 
Treuepflicht nicht in Einklang zu bringen. 
Dazu gehört auch, nur den Anschein dessen 
zu erwecken. Man sollte sich als Beamtin und 
Beamter oder Soldat und Soldatin somit gut 
überlegen, entsprechende „Späße" zu ma-
chen, um dann später zu erklären, es sei al-
les nicht so gemeint gewesen.

DP: Welches Ziel im weitesten Sinne hat-
ten Sie vor Ihrem inneren Auge, als Sie 
sich entschieden haben, das Werk von 
Helmut Dohr zu übernehmen? 
Burmeister: Mir war daran gelegen, Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamte dahinge-
hend zu unterstützen, ihnen einerseits auf-
zuzeigen, wie komplex die deutsche Rechts-
ordnung ist, und ihnen andererseits dabei 
zu helfen, gleichwohl entscheidungsfreudig 
zu bleiben. Ich erinnere an das Goethezitat 
„Mit dem Wissen wächst der Zweifel“. Man 

muss in Berufen wie bei der Polizei oder in 
der Justiz eben wissen, dass man Entschei-
dungen treffen muss und dies im Bewusst-
sein seiner eigenen Fehlbarkeit. Vor allem 
für Situationen, in denen schnell entschie-
den werden muss, bestehen auch rechtliche 
Instrumentarien, die diesen Unwägbarkei-
ten mildernd Rechnung tragen. So beurteilt 
die Rechtsprechung eine Gefahrensituation 
danach, wie sie sich damals und nicht, wie 
sie sich später darstellte. Denn es ist natür-
lich viel leichter, nach Monaten in aller Ruhe 
vom Richtertisch aus zu (be-)urteilen, als in 
der Situation seinerzeit.

DP: Noch einmal zu dem Punkt, in dem 
es um die gerichtliche Beurteilung geht, 
wie Polizisten gehandelt haben. Hier soll-
te betont werden, dass es aus der dama-
ligen Sicht passiert, denn wir hören öf-
ter, dass es zur Verunsicherung der Poli-
zisten beiträgt, dass ihr Handeln in einer 
stressbelasteten Situation später in der 
Ruhe und der Distanz eines Gerichtsaals 
beurteilt wird. Manchmal hört man dann 
Sätze wie „Soll sich der Richter doch mal 
mit Helm und Schlagstock in die erste 
Reihe stellen, da bleibt oft keine Zeit zu 
überlegen, welche Freiheitsrechte jetzt 
im Einzelnen mit im Raum stehen“.
Burmeister: Hier gehört es für den Polizeibe-
ruf ebenso wie im juristischen Bereich dazu, 
dass man im Lauf seines Berufslebens die Fä-
higkeit entwickelt, die Korrektur durch eine 
andere Instanz gelassen hinzunehmen – weil 
dies auch zu unserem Rechtssystem gehört. 
Ich selbst habe lange in der ersten Instanz 
gearbeitet, und wenn ein Urteil von mir vom 
Oberverwaltungsgericht aufgehoben wur-
de, dann wurde es eben aufgehoben. Und 
selbst wenn die Entscheidung des Oberver-
waltungsgerichts zum Bundesverwaltungs-
gericht gelangt, kommt es durchaus vor, dass 
die Entscheidung des Oberverwaltungsge-
richts aufgehoben wird, womit sich dann die 
Erstentscheidung durch das Verwaltungsge-
richt wieder als richtig darstellt. Auch ein Po-
lizeibeamter oder -beamtin, dessen oder de-
ren Entscheidung aufgehoben oder bean-
standet wird, sollte dies deshalb nicht als 
Frontalangriff auf seine oder ihre Persönlich-
keit betrachten, wenn er oder sie seinerzeit 
nach bestem Wissen und Gewissen entschie-
den hat. Ich bin überzeugt, dass die meisten 
Richter durchaus wissen, wie schwer deren 
Aufgabe ist. 

DP: Bitte konkretisieren Sie dies.
Burmeister: In vielen Fällen ist die Frage 
der Rechtmäßigkeit einer Entscheidung eine 
Frage der Verhältnismäßigkeit. Die Verhält-
nismäßigkeit bestimmt sich indes situati-
onsabhängig. Den Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit habe ich in dem Buch auch 
vertieft behandelt, weil sich eine hohe Zahl 
ordnungsrechtlicher Fälle daran entschei-
det. Man kann eben nicht sagen: „Wenn 
die Situation in einer Versammlung so ist, 
dann musst du so reagieren“, weil es immer 
von deren Größe abhängig ist, von deren Ag-
gressivität und ähnlichen Gesichtspunkten, 
die den Einzelfall bestimmen. Aber ich fin-
de, die Justiz hat das im Ordnungsrecht sehr 
gut aufgefangen, indem sie – ich hatte dies 
bereits angesprochen – die Gefahrensitua-
tion nicht aus der Jetzt-Situation betrachtet, 
in der man ohnehin immer klüger ist, son-
dern aus der Situation heraus, wie sie sich 
damals darstellte. Dies freilich aus der Sicht 
eines „gewissenhaften“ Beamten. 

DP: Hatten Sie zuvor schon Kontakt zur 
Institution Polizei und Polizeiausbil-
dung?
Burmeister: Ich habe mich im Rahmen ei-
ner früheren Vorlesungstätigkeit mit dem 
Sicherheits- und Ordnungsrecht beschäf-
tigt. Das ist sozusagen die fachliche Seite. 
Außerdem arbeiten in meinem privaten Be-
kanntenkreis einige Söhne und Töchter von 
Freunden bei der niedersächsischen Polizei. 
Ansonsten habe ich privat, Gott sei Dank, 
wenig Kontakt mit der Polizei, allenfalls we-
gen einer Ordnungswidrigkeit im Straßen-
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verkehr. Dabei war ich in der konkreten Si-
tuation davon beeindruckt, wie souverän, 
energisch und gleichzeitig freundlich der 
junge Polizeibeamte den Sachverhalt ge-
klärt hat. 

DP: Einerseits wird Polizisten sicheres 
Auftreten sehr gut in ihrer Ausbildung 
vermittelt. Andererseits wird in letzter 
Zeit auch viel über Äußerlichkeiten bei 
Polizisten diskutiert, Stichwort „Sichtba-
re Tätowierung“. Es ist ja für viele Men-
schen um die 20 normal und Ausdruck 
individueller Einstellungen, tätowiert zu 
sein, und dann wird es nach der Entschei-
dung zur Polizei zu gehen, plötzlich zu ei-
nem großen Thema im Zusammenhang 
mit der Berufsausübung.
Burmeister: Worüber man sich bei jeder 
Tätigkeit im öffentlichen Dienst und ins-
besondere im Bereich der Ordnungsbehör-
den klar sein muss: Bei seiner Dienstaus-
übung präsentiert man sich nicht in erster 
Linie als Person, sondern repräsentiert den 
Staat. Über diesen Spagat muss man sich im 
Klaren sein. Das ist sicherlich oft eine Her-
ausforderung, für sich auszuloten, wie weit 
man da mitgehen und sich zurücknehmen 
kann. Vergessen sollte man dabei aber auch 
nicht die Vorzüge des öffentlichen Dienstes. 
Man bekommt im Leben eben selten etwas 
zum Nulltarif. 

DP: Sie sind Richter des 2. Wehrdienstse-
nats, zuständig für Disziplinarvergehen 
innerhalb der Bundeswehr. Erkennen Sie 
bei Disziplinarverstößen Parallelen zwi-
schen Polizei und Bundeswehr?
Burmeister: Eine große besteht darin, dass 
man es in beiden Fällen mit Waffenträgern 
zu tun hat. Diesen Umstand darf man nicht 
unterschätzen, insbesondere dann, wenn es 
um den Konsum von Rauschgift oder Ähn-
lichem durch Amtswalter geht. Es ist mehr 
als problematisch, einem Menschen, der si-
tuativ die Kontrolle über sich verliert, Waf-
fen an die Hand zu geben. Eine weitere Pa-
rallele ist auch, dass sowohl bei den Streit-
kräften als auch bei der Polizei ein starkes 
Zusammengehörigkeitsgefühl besteht. Das 
ist grundsätzlich nicht schlecht, zumal im 
Soldatenrecht darüber hinaus ausdrücklich 
eine Rechtspflicht zur Kameradschaft be-
steht. Mein Senat hat erst vor kurzem eine 
bedeutsame Entscheidung dazu getroffen, 
wie weit dieser Kameradschaftsgrundsatz 

reicht, er insbesondere auch außerhalb des 
Dienstes zwischen Soldaten gilt. Jedenfalls 
ist das Zusammengehörigkeitsgefühl bei 
Polizisten und Polizistinnen sowie Solda-
tinnen und Soldaten regelmäßig intensiver 
als bei anderen Berufsgruppen. Geschuldet 
ist dies wohl der Erkenntnis, dass sich beide 
Gruppen weitaus mehr in Gefahrensituation 
begeben müssen als andere Berufsgruppen. 
Dies schweißt zusammen.

DP: Stichwort „Falsch verstandenes „Wir-
Gefühl“, also einen Schulterschlussef-
fekt oder Korpsgeist verhindern“. Gibt es 
hier Entsprechungen zur Bundeswehr? 
Burmeister: Ja. So etwa sogenannte Auf-
nahmerituale, die völlig indiskutabel sind 
und bei denen wir disziplinarisch oft noch 
ganz erheblich zu dem strafrechtlichen Ur-
teil nachlegen. Das ist ein Umstand, den so-
wohl Polizeibeamte und -beamtinnen als 
auch Soldaten und Soldatinnen oft nicht im 
Blick haben. So gehen Täter von Aufnah-
meritualen, die in der Misshandlung von 
Kameraden bestehen, davon aus, mit dem 

Strafurteil wegen Körperverletzung sei die 
Sache für sie erledigt. Oft folgt dem dann je-
doch ein Disziplinarverfahren, das zu we-
sentlich schärferen Sanktionen führt als bei 
den Strafgerichten. Wir haben erst vor Kur-
zem wieder betont: Es gibt zwar sowohl im 
Beamtengesetz als auch im Soldatengesetz 
eine Regelung, die besagt, dass man erst bei 
einer strafgerichtlichen Verurteilung zu ei-
ner Freiheitsstrafe von mindestens einem 
Jahr automatisch aus dem Dienstverhältnis 
ausscheidet, wenn eine vorsätzliche Tat vor-
liegt. Dies hindert in einem Disziplinarver-
fahren jedoch nicht daran, gleichwohl fest-
zustellen: Der Mann oder die Frau ist für den 
Dienstherrn untragbar geworden und aus 
dem Dienst zu entfernen. Es ist eben nicht 
so, dass eine milde strafrechtliche Verurtei-
lung disziplinarisch zu einer Begrenzung 
führt. Dieser Zweiklang von Straf- und Dis-
ziplinarrecht wird oft übersehen.

DP: Stichwort Grundrechtsentwicklung. 
Sie schreiben in Ihrem Vorwort, das Bun-
desverfassungsgericht (BVerfG) habe 
die Entwicklung durch spektakuläre Ent-
scheidungen zum Beispiel zum Selbsttö-
tungsrecht und zum „Dritten Geschlecht“ 
forciert. Was meinen Sie damit, und was 
bedeutet das insbesondere für die Poli-
zei?
Burmeister: Ich finde die Grundrechts- und 
Rechtsprechungsentwicklung extrem inte-
ressant, weil sie parallel zu gesellschaftli-
chen Entwicklungen verläuft, die ja auch 
durch Polizeibeamtinnen und Polizeibeam-
te als Bürgerinnen und Bürger mitbestimmt 
werden. Ein schönes Beispiel dafür ist das 
Verständnis des Familienbegriffes. Als 1949 
das Grundgesetz verabschiedet wurde und 
man geschrieben hat, dass die Familie einen 
besonderen Schutz genießt, war natürlich in 
den Köpfen aller die Vorstellung enthalten: 
Familie, das ist Mutter, Vater, beide mitein-
ander verheiratet und mindestens ein Kind. 

DP: Eine heute anachronistische Vorstel-
lung.
Burmeister: Jedenfalls, wenn man die wohl 
mehrheitliche Meinung in der Bevölkerung 
zugrunde legt. Und dann setzte eine gesell-
schaftliche Entwicklung ein, bis man fest-
stellte, so eng wird man die Verfassung nicht 
weiter auslegen können, um Grundrechtsde-
fizite zu vermeiden. In der Folgezeit wurden 
dann auch unverheiratete Menschen, die 
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Innenleben

mit ihrem Kind zusammenlebten, als Fami-
lie anerkannt, später auch gleichgeschlecht-
lich orientierte Menschen mit Kindern. 

DP: Könnte man sagen, das Recht lebt 
mit?
Burmeister: Es ist für die Rechtsprechung 
ein Balanceakt, einerseits das Wertesystem 
aufrechtzuerhalten, das verfassungsrecht-
lich vorgegeben ist, und sich andererseits 
nicht dem Vorwurf auszusetzen, sich gesell-
schaftlichen Realitäten zu verweigern. Ich 
glaube, dass es auch für Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamte sehr interessant zu sehen 
ist, wie durch Verfassungsrechtsprechung 
Freiheitsräume entstanden sind – dies auch 
für sie selbst. Es ist ja nicht so, dass Grund-
rechte Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
von Ordnungsbehörden bei ihrer Arbeit 
nur Grenzen setzen. Es sind auch Grund-
rechtsräume entstanden, von denen sie 
profitieren, so etwa das allgemeine Persön-
lichkeitsrecht. Während man zunächst der 
Auffassung war, dass bei Beamtinnen und 
Beamten ein sogenanntes Sonderstatusver-
hältnis besteht, wodurch ihre Grundrechte 
gegenüber dem Dienstherrn erheblich rela-
tiviert wurden, hat man diese Vorstellung 
später zu Recht aufgegeben. Sie entstamm-
te noch der Zeit vor Inkrafttreten des Grund-
gesetzes. Was man allerdings sehen muss 
und dies gehört auch zur bereits an ande-
rer Stelle angesprochenen Wahrheit dazu: 
Einerseits ist jeder Soldat, jede Soldatin 
und jeder Beamte und jede Beamtin Grund-
rechtsträger, anderseits verlangt das Amt 
Einschränkungen ab. Das zusammen sind 
die zwei Seiten einer Medaille. Dazu gehört 
unter Umständen, dass man sich bei gewis-
sen Äußerungen mäßigt und sich bewusst 
ist, eine Vorbildfunktion innezuhaben. Da-
bei ist es häufig eine Herausforderung gera-
de auch für die Gerichte, die Grenzen zwi-
schen Meinungsfreiheit und Mäßigungsge-
bot in jedem Einzelfall zu justieren. 

DP: „Das in die Polizei gesteckte Vertrau-
en sei gerechtfertigt“, heißt es in einem 
Positionspapier, und die Polizei gewähre 
„mit Leidenschaft den demokratischen 
Rechtsstaat“. Wie denken Sie darüber?
Burmeister: Ja, ich teile diese Auffassung. 
Sie ist voll und ganz gerechtfertigt. 

DP: Herr Professor Burmeister, vielen 
Dank für dieses Gespräch. 

TARIFKOLLEGINNEN UND -KOLLEGEN  
ALS SACHVERSTÄNDIGE

Auf der Spur

Neben Polizeivollzugsbeamtinnen 
und -beamten arbeiten in Nieder-
sachsen, dem dienstlichen Heimat-

land der Autorin, auch Tarifbeschäftigte als 
Sachverständige für Schuh-/ Reifen- und 
Handschuhspuren. 

Schuh- und Reifenspuren werden den so-
genannten Formspuren zugerechnet. Kom-
men diese an Tatorten vor, so werden sie von 
der Spurensicherung mittels geeigneter Me-
thoden wie Schwarzfolien gesichert und – 
in Niedersachsen – im Anschluss zur weite-
ren Untersuchung an die zuständige Stelle 
innerhalb des Landeskriminalamtes (LKA) 
übersendet.

Was man mitbringen muss

Voraussetzung für eine Einstellung ist zu-
nächst ein abgeschlossenes Studium – min-

destens auf einer Fachhochschule – im Be-
reich der Ingenieurwissenschaften (zum 
Beispiel Maschinenbau) oder der „Forensic 
Science“.

Zusätzlich durchlaufen die späteren Spu-
renexpertinnen und -experten zu Beginn 
ihrer Tätigkeit eine mehrjährige Sachver-
ständigenausbildung, die zentral durch das 
Bundeskriminalamt (BKA) organisiert wird. 
Dadurch erarbeiten sie sich ein breit gefä-
chertes Spektrum an Wissen und Erfahrung.

Nach dem Abschluss der Ausbildung und 
Bestellung zum und zur Sachverständigen 
erfolgt die ländertarifliche Eingruppierung 
in die Entgeltgruppe (EG) 11 TdL. 

Was gemacht wird

Neben der Vergleichsuntersuchung, bei der 
ein mutmaßlicher Spurenverursacher an-

Wie vielseitig der Einsatz Tarifbeschäftigter innerhalb der Polizei ist, 
geht manchmal etwas unter. DP stellt anhand einzelner Beispiele den 
Facettenreichtum von Einsatzgebieten und Aufgaben 
sachverständiger Tarifkolleginnen und -kollegen dar.
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Hingeschaut

hand nutzungsbedingter Veränderungen 
der Wirkfläche (Schuhsohle, Reifenlaufflä-
che, Handschuhgreiffläche) oder anderer in-
dividualisierender Merkmale als Spurenver-
ursacher identifiziert werden kann, wird in 
Niedersachsen auch eine „Referenzmuster-
bestimmung“ angeboten.

Im LKA Niedersachsen wächst seit etwa 
Mitte der 1980er-Jahre stetig eine Sammlung 
von Schuh- und Reifenprofilmustern. Diese 
beinhaltet aktuell knapp 22.000 Schuhpro-
fil- sowie circa 750 Reifenprofilmuster. Und 
sie steht inzwischen digital zur Verfügung. 
Deutschlandweit ist die niedersächsische Re-
ferenzmustersammlung die Größte ihrer Art. 
Daher erreichen die niedersächsische Polizei 
jedes Jahr zahlreiche Anfragen aus anderen 
Bundesländern, dem BKA sowie dem inner- 
und außereuropäischen Ausland.

Gute Spuren, schlechte Spuren

Die Profilmuster dienen als Referenz für an 
Tatorten festgestellte Spuren. Man schließt 
also von einer schlechten Tatspur auf die 
verursachende Schuhsohle – oder den ent-
sprechenden Reifen – zurück und kann da-
durch Tatzusammenhänge erkennen, Tatse-
rien zusammenführen und Bewegungsbil-
der erstellen. Außerdem wird bewertet, ob 
eine Spur auch für eine spätere Vergleichs-
untersuchung geeignet sein dürfte.

Für alle festgestellten Referenzmuster 
gibt es ein späteres Datenblatt, das die we-
sentlichen Grunddaten des Sohlen- oder Rei-
fenprofils zusammenfasst. Da das Daten-
blatt neben den bekannten Herstellern und 
Modellbezeichnungen auch Beispielbilder 
enthält, dient es gleichzeitig als Fahndungs- 
und Ermittlungshilfe.

Die Sachverständigen vertreten ihre Gut-
achten vor Gericht und stehen den Ermitt-
lern und Spurensicherern beratend zur Sei-
te. Zudem unterstützen sie in der Aus- und 
Fortbildung bei Lehrgängen der Polizei-
akademie, stehen im länderübergreifenden 
Austausch und leisten Amtshilfe insbeson-
dere bei Kapitaldelikten und überörtlichen 
Tatserien. I

ARBEITS- ODER WEGEUNFALL: TIPPS AUS DEM TARIFBEREICH

Wenn’s gescheppert hat
DP-Autor Uwe Wendt erklärt, welche finanziellen  
Folgen Betroffene nach einem Arbeits- oder  
Wegeunfall zu erwarten haben.

Uwe Wendt

Ein Arbeitsunfall ist ein Unfall, der sich 
während der Arbeit ereignet. Ein Wege-

unfall passiert auf dem Weg zur oder von der 
Arbeit nach Hause. In beiden Fällen greift 
die gesetzliche Unfallversicherung. Die zu-
ständige Berufsgenossenschaft kommt für 
den Schaden auf.

Doch Vorsicht: die Pausenzeiten wäh-
rend der Arbeitszeit beziehungsweise das 
Abweichen vom direkten Arbeitsweg schlie-
ßen grundsätzlich eine Anerkennung als Ar-
beit- und Wegeunfall aus.

Egal ob als Hausmeister, Bürodienst oder 
Kraftfahrer: Im Arbeitsalltag kommt es immer 
wieder zu Unfällen. Die gute Nachricht: Bei 
einem Arbeitsunfall sind Arbeitnehmer ab-
gesichert, gleiches gilt für einen Wegeunfall.

Zeitnah handeln

Unabhängig von der Schwere der Verlet-
zung sollte zeitnah nach dem Schadenser-

eignis eine Unfallanzeige beim Arbeitgeber 
ausgefüllt werden. Hier werden unter ande-
rem Ort, Zeitpunkt, eventuelle Zeugen, die 
Art der Verletzung und die ärztliche Erstbe-
handlung abgefragt.

Durch die zuständige Berufsgenossen-
schaft ergeht ein Bescheid über die Aner-
kennung beziehungsweise Ablehnung ei-
nes Arbeitsunfalls. Bei Anerkennung liegt 
ein Arbeitsunfall im Sinne der gesetzli-
chen Unfallversicherung vor. Bei Arbeits-
unfähigkeit durch Arbeitsunfall oder Be-
rufskrankheit und während der Dauer der 
medizinischen Rehabilitation zahlen die 
Berufsgenossenschaften nach Ablauf der 
Entgeltfortzahlung durch den Arbeitge-
ber das Verletztengeld (Paragraf 45 Sozi-
algesetzbuch (SGB) VII). Dieses wird zwar 
auch über die Krankenkassen ausgezahlt, 
ist aber nicht mit dem Krankengeld der Kas-
sen gleichzustellen: Während das Kranken-
geld in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung 70 Prozent des entgangenen regelmä-
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Foto: privat

DP-Autorin Imme Hildebrandt 
ist Tarifbeschäftigte in der Kriminaltechnik 
im niedersächsischen Landeskriminalamt.
Sie arbeitet im Bereich DNA/Molekular-
genetik.



40

www.Polizei-Dein-Partner.de

Smart
und sicher

www.smart-city-sicher.de

Smart City
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ßigen Bruttoentgelts ausmacht, beträgt das 
Verletztengeld 80 Prozent des Regelentgelts, 
darf aber nicht höher sein als das regelmä-
ßige Nettoarbeitsentgelt. Abgezogen davon 
werden dann noch die Beitragsanteile zur 
Renten- und Arbeitslosenversicherung.

Ausgleich

Das Verletztengeld gleicht also das ausfal-
lende Einkommen aus und stellt den Le-
bensunterhalt des Verletzten und seiner An-
gehörigen sicher. Es ist von dem Tage an zu 
zahlen, ab dem die Arbeitsunfähigkeit ärzt-
lich festgestellt wird. Wegen der vorrangi-
gen Lohn- oder Gehaltsfortzahlung beginnt 
die Zahlung des Verletztengeldes in der Re-
gel erst mit der siebten Woche der Arbeits-
unfähigkeit. Die Zahlungen enden mit dem 
letzten Tag dieser. Wenn die bisherige Tä-
tigkeit nicht mehr aufgenommen werden 
kann und Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben nicht in Betracht kommen, endet 
das Verletztengeld spätestens mit Ablauf der 
78. Woche, jedoch nicht vor Ende einer sta-
tionären Behandlung.

Ansprechpartner Unfallkasse

Konsequenz all dessen ist es auch, dass 
die Unfallkasse zentraler Ansprechpunkt 

für alle durch die Verletzung entstandenen 
Probleme ist. Diese wird auch für alle not-
wendigen Kosten einstehen. Das heißt, dass 
Zuzahlungen, die wie im üblichen Kran-
kenstand durch Heilfortbehandlungen ent-
stehen, erspart bleiben. 

Schmerzensgeld oder ähnliche Leistun-
gen gegen den Arbeitgeber könnten nur gel-
tend gemacht werden, wenn ein Arbeitsun-
fall vorsätzlich provoziert worden wäre mit 
der Absicht, dem Arbeitnehmer zu schaden. 

Sollten gravierende Unfallfolgen über die 
26. Woche nach dem Versicherungsfall hin-
aus noch vorhanden sein, wird über einen 
Anspruch auf eine Unfallrente entschieden. 
Voraussetzung dafür wäre, dass eine Min-
derung der Erwerbsfähigkeit (MdE) um min-
destens 20 Prozent vorliegt.

Sollte die Anerkennung eines Arbeits- 
oder Wegeunfalls beziehungsweise die Fest-
setzung eines Grades der Minderung der Er-
werbsfähigkeit in einen Rechtsstreit mün-
den, ist die Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
mit dem bekannten umfassenden Rechts-
schutz und Fachanwälten für die Vertretung 
Eurer Interessen da.

Achtet auf Euch und bleibt gesund! I

DP-Autor Uwe Wendt
kommt aus dem Landesbezirk Sachsen und ist 
Mitglied in der GdP-Bundestarifkommission.
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Für die Innere Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land stellen Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus im
Augenblick und prognostisch für viele Jahre eine wesentliche
Bedrohung dar. Um dieser Gefahr wirksam begegnen zu kön-
nen, ist die Kenntnis von rechtsextremistischen Strukturen,
Erscheinungsformen und Handlungsweisen insbesondere für
die Polizei und Sicherheitsbehörden unverzichtbar. Stefan
Goertz liefert hier mit seinem Buch eine kompakte Darstel-
lung des gegenwärtigen Rechtsextremismus und Rechtster-
rorismus in Deutschland.

Stefan Goertz
Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus
in Deutschland
1. Auflage 2021
Umfang: 224 Seiten / Format: 13 x 19 cm Broschur
Preis: 20,00 € [D] / ISBN: 978-3-8011-0899-1

DER AUTOR
Prof. Dr. Stefan Goertz, Hochschule des Bundes, Fachbe-
reich Bundespolizei, Lübeck.

Manfred Reuter
Versammlungsgesetz NRW
1. Auflage 2022
Umfang: 160 Seiten / Format: 13 x 19 cm Broschur
Preis: 22,00 € [D] / ISBN: 978-3-8011-0918-9

Am 07.01.2022 ist das „Versammlungsgesetz des Landes
Nordrhein-Westfalen“ (VersG NRW) in Kraft getreten und
löst das bisher in NRW geltende „Gesetz über Versammlun-
gen und Aufzüge“ (VersG) des Bundes ab. In diesem Buch
erläutert der Autor die Normen des neuen Versammlungsge-
setzes, verbundenmit dem Anspruch, eine knappe, inhaltlich
komprimierte wie auch übersichtliche und damit „alltags-
taugliche“ Kommentierung für das polizeiliche Studium und
für die polizeiliche Praxis vorzulegen.

DER AUTOR
Dr. Manfred Reuter, Dipl.-Verww. (FH), ist Erster Polizeihaupt-
kommissar a.D. und war bis 2019 in leitender Position in der
Polizei des Landes NRW tätig.
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BAMBUS – EINE NACHHALTIGE ALTERNATIVE
ZU HOLZ UND KUNSTSTOFF

Bestellungen unter 100,- € zzgl. 4,95 € Versandkosten!

Lautsprecher „Bambus“
Kabelloser Lautsprecher. Silikonboden.
Ausgangsleistung 3 W, maximale Spieldauer
drei Stunden. Mit Stimmungslicht. 6 x 6 x 5 cm.
160709

11,95 € 14,95 €

Ladestation „Bambus“
Induktive Ladestation inkl. zwei USB-TYPE-A
Anschlüssen, 5 W. 9 x 9 x 1 cm.
160908

7,95 € 9,95 €

Powerbank „Bambus“
Powerbank. 5.000 mAh.
10 x 7 x 1,5 cm
160854

13,65 € 17,35 €

Ladekabel „Bambus“
6-in-1-Ladekabel mit R-PET-Ummantelung.

Type A Micro USB
Type A Lightning
Type A Type C

Ausgang: Micro USB, Lightning und Type C.
Eingang: Type C und Type A. 4,5 x 3 x 1 cm.
160927

5,75 € 7,20 €

Type C Micro USB
Type C Lightning
Type C Type C

Kugelschreiber „Bambus“
Kugelschreiber-Korpus aus Bambusmaterial.
Clip, Drücker und Spitze Metall. Blauschreibend.
010818

0,65 € 0,85 €
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Der neue OSG-
Werbemittelkatalog

2023 ist da!
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